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Der Wahnsinn 
hat Methode

„Wer will, dass die Welt so bleibt wie sie ist,  
will nicht, dass sie bleibt“ 

 
Erich Fried
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Jeden Abend berichtet die Tagesschau über Krisen, Krie-
ge und Katastrophen. So manche*r liest und schaut keine 
Nachrichten mehr, weil man das Elend nicht mehr ertra-
gen kann. Wir können und wollen die Augen nicht ver-
schließen. Wir wollen die Verhältnisse ändern! Streiks und 
Massenbewegungen, Widerstand und Selbstorganisation 
von Arbeiter*innen und Jugendlichen auf der ganzen Welt 
stimmen uns optimistisch, dass dies auch möglich ist. 

Die Zeit drängt. Die Kriege in Gaza, der Ukraine und 
vielen weiteren Ländern und militärische Konflikte in der 
Welt bringen schreckliches Leid und Zerstörung; Aufrüs-
tung und Militarisierung erreichen eine neue Qualität; die 
Corona-Pandemie hat Millionen Menschenleben gekostet;  
Preissteigerungen und Wirtschaftskrise zerstören die Le-
bensqualität von Milliarden Menschen auf der Welt; die 
Klimakatastrophe schreitet voran und bedroht die Lebens-
grundlagen der Menschheit; Millionen Menschen sind 
weltweit auf der Flucht; Armut und Prekarisierung neh-
men zu; Rassismus, Unterdrückung und Diskriminierung 
sind alltägliche Phänomene. 

Und in Deutschland? Auch hier vertreten CDU/CSU, 
FDP, Grüne, SPD und AfD die Interessen der Banken und 
Konzerne. Mit der Agenda 2010 wurde die Bundesrepublik 
vor fast zwanzig Jahren durch die Politik einer SPD-Grü-
nen-Regierung zur Vorreiterin der Zerschlagung von so-
zialen Sicherungssystemen. Seitdem konnten die Konzer-
ne ihre Konkurrenzfähigkeit verbessern und ihre Profite 
steigern – auf den Schultern von Beschäftigten, die immer 
mehr ausgepresst werden. Deutschland hat einen der größ-
ten Niedriglohnsektoren in der EU, daran ändert auch die 
Erhöhung des Mindestlohns auf 13,90 Euro (und 14,60 
Euro ab 1.1.2027) nichts, die durch die extrem gestiegene 
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Inflation ohnehin aufgefressen wird. 
Über 17 Prozent der Beschäftigten arbeiten in so ge-

nannten atypischen Beschäftigungsverhältnissen – in Teil-
zeit, Leiharbeit, Minijobs etc. Und bei denen, die noch eine 
unbefristete und tariflich bezahlte Stelle haben, nimmt 
der Arbeitsstress immer weiter zu. Nachdem die Reallöh-
ne in den Jahren zuvor ohnehin kaum gestiegen waren, 
bedeuten die Preissteigerungen, die es seit 2021 gegeben 
hat, einen massiv sinkenden Lebensstandard. Die soziale 
Ungleichheit hat ungeahnte Ausmaße angenommen. Die 
Konzentration von Reichtum in den Händen einiger We-
niger war nie so groß wie heute. 

Das Leben wird weniger lebenswert. Das gilt nicht zu-
letzt auch für Frauen, die weiterhin schlechter bezahlt 
werden als Männer und Opfer von geschlechtsspezifischer 
Diskriminierung sind.

Wir sind der festen Überzeugung: Es muss nicht blei-
ben, wie es ist! Es ist möglich, die Verhältnisse zu verän-
dern und ein besseres Gesellschaftssystem zu erkämpfen. 
Soziale Ungleichheit, Armut, Kriege, Diskriminierung er-
wachsen nicht aus der Natur des Menschen, sondern aus 
dem kapitalistischen System, in dem die materiellen Inter-
essen der Eigentümer*innen an Produktionsmitteln (Fab-
riken und Unternehmen) und Kapital vorgehen, während 
die Mehrheit daran kein Interesse hat und haben kann.

Das kapitalistische System ist eine Klassengesellschaft. 
Es gibt die große Mehrheit, die in der Fabrik, im Büro, 
Homeoffice oder Geschäft „arbeiten geht“, also ihre Ar-
beitskraft verkaufen muss und dafür Lohn und Gehalt 
bekommt – die Arbeiter*innenklasse (darunter verstehen 
wir alle Lohnabhängigen, egal ob sie gerade einen Job ha-
ben oder nicht). Und es gibt eine kleine Minderheit, die 
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die Arbeitskraft der Vielen kaufen kann und daraus eige-
nen Profit schlägt - die Klasse der Kapitalist*innen (diese 
wird auch „Bourgeoisie“ genannt, das französische Wort 
für „Bürgertum“ – bürgerliche Parteien vertreten also die 
Interessen der Kapitalist*innenklasse). 

Vor über 150 Jahren hat Karl Marx festgestellt, dass Ar-
mut bei gleichzeitigem Überfluss in der kapitalistischen 
Gesellschaft unvermeidlich ist. Viele sind heute auch in 
Deutschland arm oder von Armut bedroht. Aber auch die-
jenigen Lohnabhängigen, die nicht in Armut leben, erhal-
ten viel weniger in Lohn ausgezahlt, als den Wert, den sie 
mit ihrer Arbeit schaffen. Auch sie werden ausgebeutet.

Dabei leben wir in einem sehr reichen Land. Aber der 
Reichtum konzentriert sich in wenigen Händen. Die wohl-
habendsten zehn Prozent der Haushalte besitzen zusam-
men etwa sechzig Prozent des Gesamtvermögens, netto, 
also abzüglich Schulden. Die unteren zwanzig Prozent be-
sitzen gar kein Vermögen, viele sind verschuldet.  Das pri-
vate Geldvermögen umfasst in Deutschland im Jahr 2024 
circa 9.000 Milliarden Euro. 264,4 Milliarden Euro sind in 
den Händen von nur zehn Personen – den reichsten der 
Superreichen.

Hinzu kommt eine Steuerpolitik im Interesse der Rei-
chen und Superreichen, der Banken und Konzerne, die 
verhindert, dass der Staat genug Geld in die Hand nehmen 
kann, um die öffentliche Daseinsvorsorge, das Gesund-
heitswesen, den Nah- und Fernverkehr etc. nach Bedarf 
auszubauen und die nötigen Investitionen in erneuerbare 
Energien vorzunehmen. Die Folge davon? Kranke Kinder 
werden in Kinderkliniken abgewiesen, weil keine Betten 
frei sind. Grundschulkinder können immer schlechter le-
sen und schreiben. Senior*innenheime sind Verwahran-
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stalten. Psychische Erkrankungen nehmen zu und Thera-
pieplätze sind Mangelware. Jugendzentren muss man mit 
der Lupe suchen etc., etc. ...

Grenzenlose Möglichkeiten
Die technologischen Möglichkeiten sind vorhanden, um 

der Menschheit das Leben zu erleichtern, Krankheiten ef-
fektiv zu bekämpfen, Hunger für immer auszurotten. Die 
Automatisierung hat eine neue Qualität erreicht, Raum-
sonden werden bis zum Pluto geschickt, komplexe Com-
putersysteme und Kommunikationsnetzwerke haben die 
Welt zu einem „kleinen“ Ort gemacht, künstliche Intelli-
genz bietet ungeahnte Möglichkeiten das Leben zu erleich-
tern. Die Möglichkeiten der Menschheit scheinen grenzen-
los. Aber diese Technologien werden kaum im Interesse 
von Mensch und Umwelt eingesetzt, sondern zumeist von 
kapitalistischen Konzernen für ihre Profitinteressen und 
von kapitalistischen Regierungen zur Aufrechterhaltung 
und Ausweitung ihrer Macht – nicht zuletzt im Bereich der 
Militärtechnik. Im Kapitalismus wird nicht für die Bedürf-
nisse der Menschen produziert und geforscht, sondern in 
Konkurrenz und für den Profit der Kapitalist*innenklasse. 

Für die Zustände auf dieser Welt und für die Politik von 
Parteien und Regierungen sind also die Macht- und Eigen-
tumsverhältnisse entscheidend. Hinter jeder Entlassung, 
jedem Gesetz zur Kürzung von Sozialleistungen, jeder 
produzierten Bombe und jedem Liter in einen Fluss abge-
leitetem toxischem Abwasser stecken Entscheidungen von 
bestimmten Menschen oder Gruppen von Menschen. Ihre 
Entscheidungen basieren auf Interessen. Würde man die 
Arbeiter*innen fragen, würden sie sich gegen Entlassun-
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gen entscheiden. Sie haben daran kein Interesse. Würde 
man die Erwerbslosen fragen, gäbe es eine auskömmliche 
soziale Mindestsicherung. Würde man die Kranken fragen, 
gäbe es ausreichend Personal im Krankenhaus. Das wäre in 
ihrem Interesse. Würde man die Menschen in Kriegsgebie-
ten und viele der einfachen Soldat*innen  fragen, würden 
sie sich gegen Krieg entscheiden. Sie haben daran kein In-
teresse. 

Interesse an Entlassungen, Niedriglöhnen, Sozialkür-
zungen und Krieg haben nur wenige - die Reichen und 
Mächtigen. Um reich und mächtig zu sein, braucht man 
Kapital – Geld, das man einsetzt, um daraus mehr Geld 
zu machen. Reich und mächtig sind also die Kapitalbesit-
zer*innen, die Eigentümer*innen und Großaktionär*in-
nen von Fabriken, Banken und Konzernen - und ihre 
Helfer*innen in den pro-kapitalistischen Parteien und Re-
gierungen.

Die Sol kämpft dafür, dass die Interessen der Mehrheit 
der Bevölkerung, der Arbeiter*innenklasse und sozial Be-
nachteiligten, die politischen und wirtschaftlichen Ent-
scheidungen bestimmen. Das würde aber eine grundle-
gende Änderung der Macht- und Eigentumsverhältnisse 
nötig machen. Dies wird uns von den heute Besitzenden 
und Mächtigen nicht geschenkt werden, man kann sie 
auch nicht durch gute Argumente überzeugen. Das wird 
nur durch Kämpfe durchsetzbar sein. 
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Der Kampf zwischen Arbeiter*innenklasse und Kapi-
talist*innenenklasse findet täglich und vielfältig, mal im 
Großen, mal im Kleinen, mal sichtbar für alle, mal im 
Verborgenen statt. Immer geht es darum, welche Klasse 
einen größeren Anteil am gesellschaftlichen Reichtum er-
hält und ob demokratische Rechte durchgesetzt werden, 
die die Kontrolle der Herrschenden über die arbeitende 
Bevölkerung etwas lockern oder ob demokratische Rechte 
abgebaut werden.

Konkret kämpfen Arbeiter*innen seit bestehen dieser 
Gesellschaftsordnung um höhere Löhne, kürzere Arbeits-
zeiten, soziale Sicherungssysteme, Arbeits- und Umwelt-
schutzstandards, demokratische Rechte in Wirtschaft und 
im Staat. Vor allem müssen sie aber immer wieder Versu-
che der Herrschenden abwehren, Löhne zu senken, Sozial-
standards abzubauen und demokratische Rechte zu verrin-
gern. Das ist alltäglicher Klassenkampf. 

Die Sol tritt dafür ein, so massenhaft, gut organisiert 
und konsequent wie möglich, für jede Reform (im Sinne 
von Verbesserung der Lebensverhältnisse der Arbeiter*in-
nenklasse) zu kämpfen. Viele Menschen haben das Gefühl, 
man könne eh nichts ändern. Das stimmt nicht. Immer 
wieder wird das Gegenteil bewiesen, wenn Menschen sich 
organisieren und gemeinsam handeln: demonstrieren, 
protestieren, streiken. 

So wurden zum Beispiel in vielen Städten Privatisierun-
gen durch breite Gegenbewegungen verhindert, haben sich 
Lokführer*innen durch konsequente Streiks bessere Löh-
ne und Arbeitsbedingungen erkämpft, wurden die in den 
2000er Jahren eingeführten Studiengebühren aufgrund 
massenhafter Studierendenproteste wieder abgeschafft, ha-
ben sich Krankenhausbeschäftigte durch Streiks Tarifver-
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träge zur Personalbemessung erkämpft. 
Wenn Beschäftigte und sozial Benachteiligte sich kol-

lektiv organisieren, zum Beispiel in Gewerkschaften, kön-
nen sie dem Kapital Zugeständnisse abringen. Aber viele 
Kämpfe gingen verloren, obwohl die Arbeiter*innenklasse 
potenziell die Macht hat, alles zu erreichen, wenn sie ge-
schlossen handelt und klare Ziele vertritt. Denn auch die 
Kapitalist*innenklasse hat viele Machtmittel in der Hand 
(Geld, Medien, Polizei und Staat) und kann erfolgreich 
sein, vor allem wenn die Gewerkschaftsführungen nicht 
konsequent kämpfen oder gar nicht erst den Kampf auf-
genommen haben. 

Vor allem gilt aber: Jede erkämpfte Verbesserung kann 
im Rahmen des Kapitalismus früher oder später durch 
die Herrschenden wieder in Frage gestellt werden. Dies ist 
sogar wahrscheinlich, weil die Krisen der kapitalistischen 
Wirtschaft die Herrschenden dazu treiben, den Lebens-
standard der Masse der Bevölkerung weiter zu beschnei-
den – denn je höher der Lebensstandard (Löhne, Sozial-
leistungen, öffentliche Investitionen etc.) desto niedriger 
die Profite der Kapitalist*innen. 

Deshalb trägt die Sol in alle Kämpfe und Bewegun-
gen antikapitalistische und sozialistische Ideen und setzt 
sich dafür ein, dass diese Auseinandersetzungen mit dem 
Kampf für eine sozialistische Veränderung der Gesellschaft 
verbunden werden. Denn nur wenn die Gesellschaft ins-
gesamt, einschließlich der Wirtschaft, im Interesse von 
Mensch und Umwelt organisiert wird und nicht mehr im 
Interesse des Profits einer kleinen Minderheit, können so-
ziale Verbesserungen dauerhaft gesichert werden. 

Insbesondere schlagen wir ein Programm vor, welches 
die unmittelbaren Bedürfnisse der Arbeiter*innenklasse 
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für ein besseres Leben mit der Notwendigkeit einer sozia-
listischen Gesellschaftsveränderung verbindet. Ein solches 
Programm nennen Marxist*innen Übergangsprogramm, 
weil es Schritte des Übergangs vom Kapitalismus zum So-
zialismus aufzeigt und eine Brücke schlägt von der Not-
wendigkeit der sozialistischen Gesellschaftsveränderung 
zum aktuellen Stand von Klassenkämpfen und politischem 
Bewusstsein in der Arbeiter*innenklasse. Dabei verweisen 
wir nicht passiv auf die Notwendigkeit von Sozialismus, 
sondern sind die entschlossensten und konsequentesten 
Kämpfer*innen gegen Verschlechterungen und für Ver-
besserungen im Hier und Jetzt. 

Diese Methode, ein sozialistisches Übergangsprogramm 
aufzustellen, hat eine lange Tradition in der revolutio-
när-sozialistischen Bewegung. Sie wird in dem von Leo 
Trotzki geschriebenen Gründungsdokument der Vierten 
Internationale „Der Todeskampf des Kapitalismus und die 
Aufgaben der Vierten Internationale“ aus dem Jahr 1938 
dargelegt. Viele der in diesem Text enthaltenen Über-
gangsforderungen sind immer noch (oder wieder) aktuell 
und es lohnt sich, ihn zu studieren. Für uns ist aber die po-
litische Methode entscheidend und nicht, einfach die ex-
akten Formulierungen bestimmter Forderungen aus einer 
anderen Epoche zu übernehmen. Ausschlaggebend für ein 
sozialistisches Übergangsprogramm ist, dass bei dem Ver-
such an das gegenwärtige Bewusstsein anzuknüpfen nicht 
das Ziel – die sozialistische Gesellschaftsveränderung – 
aus den Augen verloren wird. Also nicht darauf verzichtet 
wird, sozialistische Forderungen zu formulieren. Das sind 
vor allem die Enteignung der großen Unternehmen und 
die Verfügungsgewalt der Arbeiter*innenklasse über Staat 
und Wirtschaft. Und es soll nicht einfach eine Wunschliste 
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sein: Wir wollen die Forderungen mit konkreten Vorschlä-
gen verbinden, die zeigen, wie diese durch Kämpfe und 
Mobilisierungen der arbeitenden Bevölkerung durchge-
setzt werden können.

Am Ende dieser Broschüre finden sich unsere wichtigs-
ten Forderungen. In ihrer Gesamtheit können diese nur 
erreicht und dauerhaft gesichert werden, wenn die Herr-
schaft des Kapitals, die profitgetriebene Wirtschaftsweise 
und Marktkonkurrenz beendet und durch eine sozialisti-
sche Demokratie ersetzt werden. Entscheidend ist dabei 
die Eigentumsfrage. 

Denn nur, wenn die Wirtschaft der ganzen Gesellschaft 
gehört, kann sie auch von der ganzen Gesellschaft kont-
rolliert und gestaltet und in ihrem Interesse eingesetzt 
werden. Eine Gesellschaft, in der die Wirtschaft in demo-
kratischem Gemeineigentum ist und in der Staat und Ver-
waltung ebenso demokratisch aufgebaut sind, ist eine sozi-
alistische Demokratie. Sie ist absolute Notwendigkeit, um 
den Untergang der menschlichen Zivilisation in Kriegen, 
Umweltzerstörung, Verrohung und Armut zu verhindern. 





Multiple 
Krise des 
Kapitalismus
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Die Kapitalist*innen und die Anhänger*innen des ka-
pitalistischen Systems behaupten, alle hätten etwas von 
der auf Profit ausgerichteten kapitalistischen Produktions-
weise. Eine These lautet: „Die Gewinne von heute sind die 
Investitionen von morgen und die Arbeitsplätze von über-
morgen.“ Es gibt aber keine Belege dafür, dass diese der 
Wahrheit entspricht. Im Gegenteil: Obwohl sie uralt ist, ist 
das Gegenteil eingetreten. Der Reichtum hat sich konzen-
triert, ohne dass Löhne und Gehälter entsprechend gestie-
gen sind. Statt sinnvoller und gut bezahlter Arbeitsplätze 
wurde vor allem der Niedriglohnsektor ausgeweitet und 
ist die globale Massenerwerbslosigkeit zur Selbstverständ-
lichkeit geworden. Die Gewinne flossen in die Taschen 
der Unternehmer*innen, investiert wurde immer weniger 
in den Aufbau neuer Produktionsanlagen, die neue Wer-
te schaffen könnten (es sei denn in so genannten Billig-
lohnländern, um dann anderswo Produktionsanlagen zu 
schließen). Stattdessen wird verstärkt an den Finanzmärk-
ten spekuliert und werden Milliarden gehortet. Warum? 
Der Kapitalismus ist nicht nur ungerecht. Er führt auch zu 
wiederkehrenden Krisen, die die gesamte Gesellschaft in 
Mitleidenschaft ziehen. 

Krisen gehören zum Kapitalismus wie der Papst zum 
Vatikan. In der ersten Phase des Kapitalismus waren die 
Krisen nur kurze Unterbrechungen einer allgemeinen 
wirtschaftlichen Aufwärtsbewegung der Wirtschaft und 
Weiterentwicklung der gesamten Gesellschaft. Das ist 
spätestens seit dem frühen 20. Jahrhundert vorbei. In der 
ersten Hälfte des letzten Jahrhunderts führten Krisen und 
Konkurrenzkampf zu zwei Weltkriegen. Nach dem Zwei-
ten Weltkrieg gab es den so genannten Nachkriegsauf-
schwung, der aus sehr spezifischen Gründen eine Ausnah-
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mesituation für den Kapitalismus darstellte. Seit der ersten 
Weltwirtschaftskrise nach diesem Boom, die sich von 1973 
bis 1975 ereignete, ist das kapitalistische System wieder 
in eine „normale“ Entwicklung regelmäßig auftretender 
Wirtschaftskrisen eingetreten. Allerdings kann festgestellt 
werden: Die Krisen werden tendenziell stärker, die wirt-
schaftliche Erholung schwächer. Die Tendenz geht bergab.

Die so genannte Große Rezession der Jahre 2007 bis 
2009 hat eine neue Periode des Niedergangs des Kapita-
lismus eingeleitet. Sie war mehr als „nur“ eine konjunktu-
relle Krise, sondern hat vielmehr einen strukturellen Nie-
dergang verschärft.  Seitdem gab es eine, zwar lange, aber 
sehr schwache wirtschaftliche Erholung, die dann in die 
Weltwirtschaftskrise 2020/2021 mündete. Diese hatte sich 
zwar schon vor der Covid-Pandemie angekündigt, nahm 
dadurch dann aber einen besonders tiefen Verlauf. Auch 
heute geht die Weltwirtschaft auf dünnem Eis, weil keiner 
der Krisenfaktoren behoben wurde und jederzeit ein neuer 
Crash möglich ist.

Die Krisen erwachsen aus den dem System innewohnen-
den Widersprüchen und sind deren zwangsläufige Folge. 
Im Kapitalismus wird zwar gesellschaftlich produziert, das 
heißt an den Produktionsprozessen sind viele Menschen 
in unterschiedlichen Regionen beteiligt. Die Aneignung 
der produzierten Güter erfolgt aber privat. Nicht die Pro-
duzent*innen erhalten ihr Arbeitsprodukt selbst, sondern 
die Kapitalist*innen eignen es sich an. Das führt dazu, dass 
diese Güter nicht im gemeinschaftlichen Interesse einge-
setzt werden, sondern im privaten Interesse der Kapita-
list*innen. Dieses besteht darin, sie möglichst gewinnbrin-
gend zu verkaufen. Gewinn bzw. Profit ist die Antriebskraft 
der kapitalistischen Wirtschaft, nicht die Befriedigung von 
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Bedürfnissen. Deshalb wird vor allem das hergestellt, was 
eine möglichst große Aussicht auf Profiterzielung hat, zum 
Beispiel Waffen und Autos, und nicht, was die Menschheit 
besonders dringend braucht, zum Beispiel Schulen, Kran-
kenhäuser und öffentliche Verkehrsmittel. Oder es wird 
lieber gar nichts hergestellt, wenn nämlich keine Profite 
versprechenden Anlagemöglichkeiten existieren. Das ist 
nicht nur ein Hintergrund der grassierenden Spekulation 
auf den Finanzmärkten, sondern eines der wesentlichen 
Phänomene seit dem Ende des Nachkriegsaufschwungs 
und eine Hauptursache der Krisen der letzten Jahrzehnte: 
Die Anhäufung von Kapital, das keine profitablen Anlage-
möglichkeiten findet.

Die einzelnen Konzerne und die Nationalstaaten, die ihre 
Interessen vertreten, stehen in Konkurrenz zueinander. Sie 
kämpfen mit allen Mitteln um Marktanteile, Zugang zu 
Rohstoffen und billigen Arbeitskräften. Das führt zu Un-
gleichgewichten, dem Aufbau von Überkapazitäten und 
Überproduktion, Verschuldung und Spekulationsblasen. 
Irgendwann platzen diese Blasen oder diese Widersprü-
che lösen aus anderen Gründen Krisen und wirtschaftli-
che Crashs aus. Zahlen müssen dafür aber im Kapitalismus 
nicht die Krisenverursacher, sondern die Masse der Be-
völkerung. Das ist die Erfahrung der Weltwirtschaftskrise 
von 2007/08 und der daraufhin einsetzenden Euro-Krise, 
genauso wie der Krise 2021/21. Milliardenschwere Ret-
tungsprogramme für Banken wurden durch die Staaten, 
also durch das Geld der einfachen Bevölkerung, gezahlt, 
während Bankenmanager*innen weiter Top-Boni einsack-
ten und sich nicht für den Schaden, den sie angerichtet ha-
ben, verantworten mussten bzw. wurde auch während der 
Pandemie die Geldsumme ausgeweitet, was ein wesentli-
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cher Faktor der Inflation war, die den Lebensstandard der 
Masse der Arbeiter*innenklasse einschränkt.

Krise der Institutionen, Krieg und 
Militarismus

Die Wirtschaft ist letztlich die Grundlage aller weiteren 
gesellschaftlichen Entwicklungen. So ist die Krisenhaftig-
keit der kapitalistischen Ökonomie die Grundlage für die 
multiplen Krisen, von denen der Kapitalismus heute er-
griffen ist: die ökologische Krise, die pandemische Krise, 
die Krise in den zwischenstaatlichen Beziehungen und die 
Krise der politischen Systeme. Die Unfähigkeit der kapi-
talistischen Wirtschaft, die Fortschritte in Produktivität, 
Wissenschaft und Technik harmonisch, nachhaltig und an 
den Bedürfnissen der Menschheit ausgerichtet zu nutzen 
und weiterzuentwickeln, bedeutet, dass diese multiplen 
Krisen nicht im Rahmen des Systems aufgelöst werden 
können.

Das wiederum bedeutet, dass sich das kapitalistische 
System in einer Niedergangsphase befindet, die mit enor-
men politischen Verschiebungen einher geht – sowohl zwi-
schen den Staaten als auch innerhalb von Staaten.

Innerhalb von Staaten sehen wir fast ausnahmslos einen 
Zustand permanenter politischer Instabilität und Polari-
sierungen. Die traditionellen Parteien haben ihre soziale 
Basis weitgehend verloren, das Vertrauen in Parteien und 
staatliche Institutionen ist massiv gesunken. In einigen 
Ländern sind neue politische Kräfte entstanden, die kurz-
zeitige Erfolge erzielen können, aber keine stabile gesell-
schaftliche Basis aufbauen. Eine Folge ist auch das Wachs-
tum von rechtspopulistischen Kräften, wie der AfD in 
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Deutschland, dem Rassemblement National von Le Pen in 
Frankreich oder den Trump-Anhänger*innen in den USA. 
Aber auch linke Kräfte sind vor diesem Hintergrund in den 
letzten Jahren zum Teil neu entstanden oder konnten bei 
Wahlen (teils vorübergehende) Erfolge erzielen, wie die 
Partei der Arbeit in Belgien, der Wahl Zoran Mamdanis 
zum Bürgermeister von New York City oder die Bewegung 
France Insoumise um Jean-Luc Mélenchon in Frankreich. 
Die herrschende Klasse ist immer weniger in der Lage, eine 
einheitliche Politik zu formulieren und ihr entgleitet im-
mer wieder die Kontrolle über die Situation, wie bei der 
Erstürmung des Capitols in Washington DC Anfang 2021. 

International sind wir Zeuge des tendenziellen Nieder-
gangs des US-Imperialismus und des tendenziellen Auf-
stiegs des chinesischen Staatskapitalismus, der besondere 
Eigenschaften hat, die wir in vielen Texten beschrieben ha-
ben (zu finden auf unserer Webseite solidaritaet.info). Die-
se Entwicklung wird aber nicht zu einer unipolaren Welt 
führen, in der irgendwann die eine alles dominierende 
Supermacht durch eine andere abgelöst worden sein wird, 
sondern Ergebnis ist eine extrem instabile, multipolare 
Welt mit wechselnden Blockbildungen, Kooperationen, 
zunehmende Konkurrenz bei gleichzeitigen gegenseitigen 
Abhängigkeiten. 

Die Ereignisse in der Ukraine sind auch Folge dieser 
Verschiebungen in den globalen Kräfteverhältnissen und 
der zunehmenden kapitalistischen Konkurrenz, denn der 
Krieg in der Ukraine ist auch ein Stellvertreterkrieg zwi-
schen dem mit China verbundenen russischen Imperia-
lismus und den westlichen imperialistischen Staaten, vor 
allem den USA. Dieser Krieg hat zum ersten Mal seit der 
Kuba-Krise 1962 die Gefahr des Einsatzes von Nuklear-
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waffen konkret werden lassen. Ebenso sind der Massen-
mord an den Palästinenser*innen, die Angriffe auf den 
Iran durch Israel und die USA, die Machtveränderungen 
in Syrien, die Entführung des venezolanischen Präsidenten 
Maduro, die neue „Monroe-Doktrin“ der USA, der Kon-
flikt um Grönland, die Zollauseinandersetzungen etc. Aus-
druck einer neuen Qualität von Krisen und Instabilität und 
der Verschiebungen der internationalen Kräftverhältnisse. 

 Der krisengeschüttelte Kapitalismus im Niedergang 
führt zu mehr Aufrüstung, militärischen Konflikten und 
Kriegen. Und je größer die wirtschaftlichen und geostra-
tegischen Konflikte, desto größer die Gefahr von direkten 
militärischen Konflikten zwischen Großmächten, zum 
Beispiel um die Vorherrschaft im Ostpazifik, insbesondere 
um Taiwan. Denn Krieg ist die Fortsetzung von Politik – 
und auch wirtschaftlichem Konkurrenzkampf – mit ande-
ren Mitteln. 

In dieser Situation müssen Sozialist*innen einen Klas-
senstandpunkt einnehmen und dem Druck der herr-
schenden Propaganda widerstehen, eine der reaktionär-
kapitalistischen Seiten zu unterstützen. Den russischen 
Einmarsch in die Ukraine zu verurteilen und den Abzug 
der russischen Armee zu fordern, bedeutet nicht die Seite 
der Selenskij-Regierung einzunehmen und diese politisch 
oder gar militärisch zu unterstützen. Das galt auch, als 
der US-Imperialismus Afghanistan oder die NATO 1999 
Rest-Jugoslawien angegriffen hatten – auch damals haben 
wir den Einmarsch verurteilt und den Rückzug der impe-
rialistischen Truppen gefordert ohne die Taliban oder das 
Milošević-Regime zu unterstützen. 

Der Kampf gegen Militarismus, Aufrüstung und Krieg 
muss ein wichtiger Bestandteil eines sozialistischen Pro-
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gramms und der Aktivitäten der Arbeiter*innenbewe-
gung sein. Dazu gehört in der Bundesrepublik der Kampf 
gegen Aufrüstung und die Militarisierung der Gesell-
schaft durch den zunehmenden Einsatz der Bundeswehr 
im Inneren, Werbe- und Propagandakampagnen für die 
Bundeswehr, nicht zuletzt an Schulen, die verpflichten-
de Musterung, das neue Wehrdienstgesetz und die dro-
hende Wiedereinführung der Wehrpflicht. Die deutsche 
Kapitalist*innenklasse hat den Ukraine-Krieg genutzt, 
um die stärkste Militärmacht Europas zu werden und die 
durch die Niederlage im Zweiten Weltkrieg aufgezwunge-
ne militärische Zurückhaltung aufzugeben. Eine stärkere 
Bundeswehr wird im Zweifelsfall aber auch im Inneren 
gegen Revolten und Aufstände eingesetzt werden. Zu 
einer antimilitaristischen Politik gehört es deshalb auch, 
für demokratische Rechte für einfache Soldat*innen ein-
zutreten, wie das Recht sich Interessenvertretungen in 
der Truppe und Vorgesetzte zu wählen. Das kann dazu 
dienen, in Zeiten zugespitzter Klassenkämpfe die Armee 
entlang von Klassenlinien zu spalten oder zumindest zu 
erreichen, dass sich Teile weigern gegen die eigene Arbei-
ter*innenklasse eingesetzt zu werden.

Corona
Die Corona-Pandemie hat eine globale Gesundheits-

krise offenbart und verstärkt. Erstens war diese Pandemie 
sehr wahrscheinlich Folge des kapitalistischen Raubbaus 
an der Natur, der den Lebensraum für viele Tierarten ver-
kleinert, was Zoonosen, also die Übertragung von Krank-
heitserregern von Tieren auf den Menschen, befördert. 
Das bedeutet auch, dass die Covid-Pandemie nicht die 
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letzte Pandemie gewesen sein wird. Gleichzeitig hat sich 
der Kapitalismus als unfähig erwiesen, schnell und effek-
tiv auf das Virus zu reagieren und eine globale Pandemie 
zu verhindern – weil die Profitinteressen immer wichtiger 
waren, als die Eindämmung des Virus und ein bestmög-
licher Schutz der Bevölkerung. Millionen sind dieser ver-
fehlten Corona-Politik weltweit zum Opfer gefallen.

Angesichts von den vielen Missständen, die im Zu-
sammenhang mit der Pandemie deutlich wurden – Per-
sonalmangel in Krankenhäusern, Mangel an Masken, 
Tests, Luftfiltern etc., teils unsinnige Lockdown-Maß-
nahmen während die Fabriken weiter liefen, Nichtfrei-
gabe der Impfpatente u.v.m. - sind wir davon überzeugt, 
dass nur ein öffentliches und demokratisch kontrollier-
tes Gesundheitswesen, die vollständige Abschaffung des 
Fallpauschalensystems und eine auskömmliche Finan-
zierung der Krankenhäuser nach Bedarf, die Enteignung 
der Pharmaindustrie unter demokratischer Kontrolle 
und Verwaltung der Beschäftigten und Gewerkschaften, 
Arbeiter*innenkontrolle über Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz und letztlich internationale Kooperation statt 
kapitalistischer Konkurrenz die Grundlage liefern kön-
nen, um solche Gesundheitskatastrophen zu verhindern 
bzw. damit im Interesse der Bevölkerungsmehrheit um-
zugehen.

Klimawandel
An keiner anderen Frage zeigt sich das Versagen des 

Kapitalismus so deutlich als am Klimawandel. Alle wissen 
seit Jahren, dass eine Klimakatstrophe naht, die Millionen 
Menschen das Leben kosten, viele Regionen unbewohnbar 
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machen und unvorstellbare gesellschaftliche Verwerfun-
gen nach sich ziehen wird. Seitdem jagt ein Klimagipfel 
den anderen, werden Ziele vereinbart, die den Klimawan-
del stoppen sollen und doch ist klar, dass diese nicht er-
reicht werden.

Der Weltklimarat hat schon vor einigen Jahren errech-
net, dass Investitionen von 900 Milliarden Dollar pro Jahr 
nötig wären, um den Klimawandel zu stoppen. Andere 
Studien gehen von bis zu 1,8 Billionen Dollar aus. Wenn 
jetzt nicht gegengesteuert wird, werden die Kosten später 
viel größer sein. Aus Sicht der Kapitalist*innen sind das 
900 Milliarden bzw. bis zu 1,8 Billionen Dollar weniger 
Profit oder Eigenvermögen. Selbst wenn sie wollten, wä-
ren die herrschenden Klassen der unterschiedlichen ka-
pitalistischen Staaten nicht in der Lage, die nötigen Maß-
nahmen zu ergreifen. Diese würden wirkungsvolle und 
geplante internationale Kooperation zur Voraussetzung 
haben. In einer auf Privateigentum und Konkurrenz von 
Konzernen und Staaten basierenden Welt ist das jedoch 
eine Utopie. Der Konkurrenzkampf zwingt die Unter-
nehmen und Staaten dazu wettbewerbsfähig zu bleiben – 
und damit so kostengünstig wie möglich zu produzieren. 
Eine klimaneutrale Wirtschaftsweise ist für die meisten 
Konzerne ein Kostenfaktor, auch wenn neue so genannte 
grüne Industrien sich neue Märkte erschließen können 
und es staatliche Subventionen gibt. Letztere können auf 
kapitalistischer Basis niemals ausreichen, um zu errei-
chen, was nötig ist. Das hat sogar die Financial Times an-
erkannt, als sie in einem Artikel aus dem Jahr 2021 davon 
sprach, dass man sich beim Kampf gegen den Klimawan-
del nicht auf den Markt verlassen dürfe und stattdessen 
„zentrale Planung“ in den Bereichen „Energie, Trans-
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portwesen, Bauwirtschaft, Industrie und Landwirtschaft“ 
nötig sei. So kann man die Notwendigkeit einer sozialis-
tischen Wirtschaft auch beschreiben. 

Ende des Neoliberalismus?
Die neoliberale Globalisierung war eine Folge der be-

schriebenen Krisenhaftigkeit des kapitalistischen Systems, 
nicht ihre Ursache. Als der Nachkriegsaufschwung zu 
Ende ging, musste das Kapital auf seiner Jagd nach pro-
fitablen Anlagemöglichkeiten versuchen, alle Schranken 
einzureißen – Zollschranken, den so genannten Sozial-
staat, Wirtschaftszweige in öffentlichem Eigentum. Also 
wurden die von der Arbeiter*innenbewegung erkämpften 
Rechte angegriffen, um durch verschärfte Ausbeutung der 
Lohnabhängigen die Profite zu steigern.

Es wurde privatisiert, um Bereiche, die bis dato nicht der 
Kapitalverwertung ausgeliefert waren, in den kapitalisti-
schen Markt zu integrieren. Und es wurde verstärkt an den 
Finanzmärkten investiert, weil das höhere Gewinne ver-
sprach, als Investitionen in Brücken, Krankenhäuser, Le-
bensmittel oder Medikamente. Die wachsende Bedeutung 
und das Aufblähen der Finanzmärkte und die über Jahre 
betriebene Politik des billigen Geldes, um Wirtschaftskri-
sen abzufedern und zu überwinden, sind Ausdruck der 
Tatsache, dass die kapitalistische Wirtschaftsweise unfähig 
ist, Wirtschaft und Gesellschaft weiterzuentwickeln und 
Krisen zu vermeiden. 

Die Widersprüche des Kapitalismus wurden so nicht 
aufgehoben, sondern verschärft. Das hat sich in der Krise 
2007 bis 2009 entladen. Aber die Krisenursachen wurden 
nicht behoben, sondern nach  2009 setzen die Herrschen-
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den weiter dieselben Mittel ein, um die Wirtschaft am 
Laufen zu halten, wie vorher: Verschuldung, Spekulation, 
Niedrigzinsen etc. Damit bereiteten sie nur die nächste 
Krise vor, die dann vor der Corona-Pandemie einsetzte 
und durch diese massiv verschärft wurde. Die schwache 
Erholung nach dem Ende der Lockdowns in vielen Staa-
ten wurde dann auch durch die Folgen des Ukraine-Kriegs 
sehr schnell von erneuten Rezessionstendenzen und abge-
löst. Hinzu kamen ab 2021 enorme Preissteigerungen, die 
zwar nachgelassen haben, aber die Preise sind nicht wieder 
gesunken. Auch diese hatten schon vor dem Ausbruch des 
Ukraine-Kriegs begonnen, wurden aber durch diesen ver-
schärft. 

Eine Kombination aus verschiedenen Faktoren sind 
dafür ausschlaggebend gewesen. Nicht zuletzt die Liefer-
kettenengpässe als Folge der ungeplanten kapitalistischen 
Produktionsweise und der kapitalistischen Globalisierung, 
aber auch das Pumpen von Geld in den Wirtschaftskreis-
lauf durch die so genannten Rettungsprogramme im Rah-
men der Pandemie. Die Kapitalist*innen sind sich nicht ei-
nig, wie sie mit dieser Situation umgehen sollen. Ein Mittel 
ist das Anheben der Leitzinsen durch die Zentralbanken, 
was jedoch angesichts der enormen Verschuldung von 
Staaten, Unternehmen und Privathaushalten zu wirtschaft-
lichen Zusammenbrüchen führen kann. Einige Strateg*in-
nen des Kapitals argumentieren offen dafür, dass eine 
Rezession – und mit ihr ein Anstieg der Massenarbeits-
losigkeit und Verelendung von Teilen der Arbeiter*innen-
klasse – einer fortgesetzten hohen Inflation vorzuziehen 
ist. Vieles spricht aber dafür, dass der Kapitalismus in eine 
Krisenphase eintritt, in der beide Phänomene bestehen: 
Stagnation bzw. Rezession und Inflation!
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Krisen sind nicht durch eine andere Wirtschaftspolitik 
im Rahmen des kapitalistischen Systems zu verhindern, 
wie es manche Linke vorschlagen, die sich an den Wirt-
schaftstheorien von John Maynard Keynes orientieren und 
ein Zurück zu mehr staatlicher Regulation und Umver-
teilung von Oben nach Unten oder eine Ausweitung der 
Geldmenge durch Zentralbanken vorschlagen, ohne den 
Kapitalismus insgesamt in Frage zu stellen (wobei dar-
auf hingewiesen werden muss, dass die Ideen von Keynes 
nicht per se links sind, sondern auch von rechten Kräften 
genutzt werden können). 

Viele solcher Maßnahmen würden wir begrüßen, aber 
sie würden an den dem System innewohnenden Wider-
sprüchen des Kapitalismus nichts ändern. Sie würden die 
Profite der Kapitalist*innen schmälern, was zu weniger 
Investitionen und Gegenmaßnahmen führen würde und 
alleine deswegen die Entwicklung von Wirtschaftskrisen 
nicht verhindern würde. 

In früheren Aufschwungphasen des Kapitalismus führ-
te eine keynesianische Wirtschaftspolitik vorübergehend 
dazu, dass die Arbeiter*innenklasse einen größeren Teil 
des Kuchens abbekam. Auch heute gibt es angesichts der 
Krisen vermehrt staatliche Eingriffe in die Wirtschaft bis 
hin zu kapitalistischen Verstaatlichungen. Diese finden 
aber immer im Interesse der Kapitalist*innen und zur 
Rettung ihres Systems statt und verhindern weder kapita-
listische Krisen noch steigern sie nachhaltig den Lebens-
standard der Arbeiter*innenklasse. Sie haben neoliberale 
Maßnahmen nicht abgelöst, sondern werden parallel zu 
ihnen umgesetzt, genauso wie der stattfindende Prozess 
der De-Globalisierung die weltweiten gegenseitigen Ab-
hängigkeiten nicht beendet hat und nicht beenden kann. 
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Der Kapitalismus ist in eine Periode permanenter Kri-
sen eingetreten, die von den kapitalistischen Regierungen 
ein permanentes Krisenmanagement verlangen. Krisen-
management bedeutet Reagieren auf Ereignisse und nicht 
planvolles Agieren, bedeutet Zick-Zacks in der Wirt-
schaftspolitik je nachdem, was gerade nötig erscheint, um 
die schlimmsten Brände zu löschen oder wenigstens an 
einer Ausbreitung zu hindern.

EU
Auch die Europäische Union und der Euro funktionie-

ren nicht im Interesse der Bevölkerung, sondern nur der 
Banken und Konzerne. Die EU selbst ist undemokratisch. 
Es kommen auf jeden Abgeordneten in Brüssel 40 Lobby-
ist*innen. Die EU ist ein Klub pro-kapitalistischer Regie-
rungen und wird dominiert von den mächtigen Staaten 
– vor allem Deutschland und Frankreich. So sehen auch 
die Spielregeln der EU aus: In der Euro-Krise hat die EU 
die Bevölkerungen Südeuropas mit Kürzungsdiktaten 
ausbluten lassen, um die Krise zu überwinden. Wir sind 
Internationalist*innen, aber EU und Euro vergrößern die 
nationale Spaltung anstatt sie zu überwinden. Wir sind der 
Meinung: Die Kritik an der EU der Banken und Konzerne 
darf nicht nationalistischen und rechtspopulistischen Kräf-
ten überlassen werden. Und: Diese EU ist nicht im Sinne 
der Arbeiter*innen Europas zu reformieren. Die Verträge 
der EU sind auf eine Verbesserung der Profitbedingungen 
für die Banken und Konzerne ausgerichtet und können im 
Zweifel genutzt werden, um zum Beispiel Verstaatlichun-
gen von Banken und Konzernen zu verhindern. Diese EU 
kann nicht einfach durch andere politische Mehrheiten im 
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Europaparlament oder durch die eine oder andere Verän-
derung in ihrer Verfasstheit im Interesse der Mehrheit der 
Bevölkerung reformiert werden. Alle Verträge müssen zer-
rissen, alle Gremien und Institutionen aufgelöst werden, 
um die Voraussetzungen zu einer Vereinigung Europas 
im Interesse der arbeitenden Menschen zu schaffen.  Auf 
kapitalistischer Basis ist das nicht möglich – weder eine so-
ziale, ökologisch nachhaltige und friedliche EU noch eine 
wirkliche Vereinigung der europäischen Staaten. Nur auf 
Basis internationaler Massenbewegungen gegen den Kapi-
talismus und einer sozialistischen Veränderung der Gesell-
schaft wäre das möglich. Die Sol tritt deshalb für eine frei-
willige Vereinigung sozialistischer Staaten in Europa ein.

Viele Menschen lehnen die EU ab, weil sie eine undemo-
kratische Struktur ist, auf die man noch weniger Einfluss 
nehmen kann, als auf die nationalen Regierungen. Das 
Gefühl, dass die Politiker*innen und Wirtschaftsbosse ma-
chen, was sie wollen, ist zurecht weit verbreitet. 

Viele denken, es würde ausreichen, demokratische Ent-
scheidungsprozesse im Rahmen des bestehenden Wirt-
schaftssystems auszuweiten. Oft werden Volksabstimmun-
gen als Mittel dazu propagiert und es gibt immer mehr 
Volksbegehren von unten, die solche Volksabstimmungen 
durchsetzen wollen. Die Sol hat sich schon oft an solchen 
Volksbegehren beteiligt. Wir sind aber der Meinung, dass 
wirkliche Demokratie nicht bedeutet, zusätzlich zu den 
Parlamentswahlen ab und zu über Einzelfragen direkt ent-
scheiden zu können. Dabei sind Volksabstimmungen auch 
ein zweischneidiges Schwert. Die Herrschenden sind bes-
ser ausgerüstet, um den Propagandakrieg vor einem sol-
chen Referendum für sich zu entscheiden, denn sie haben 
Geld und Medien zu ihrer Verfügung. Auch können sie 
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oftmals durch die Formulierung der Fragestellung Einfluss 
auf das Ergebnis nehmen. So ist zum Beispiel zu erklä-
ren, dass trotz einer riesigen Massenbewegung gegen das 
Bauprojekt Stuttgart 21, bei einer Volksabstimmung eine 
Mehrheit dafür heraus kam. Andere Volksabstimmungen 
waren erfolgreich, wie zuletzt das Referendum in Berlin für 
die Enteignung von Immobilienkonzernen. Aber auch hier 
zeigt sich, dass eine gewonnene Volksabstimmung noch 
keine Garantie für die Umsetzung des Beschlusses ist – der 
rot-rot-grüne Senat in Berlin hatte eine Expert*innenkom-
mission eingesetzt, um die Umsetzung zu verschleppen 
und auch der 2023 ins Amt gekommene CDU/SPD-Senat 
hat den Volksentscheid ignoriert. 

Wirkliche Demokratie bedarf direkter Einflussmög-
lichkeiten, jederzeitiger Wähl- und Abwählbarkeit von 
Gewählten, das Verbot von Privilegien und ein Durch-
schnittseinkommen für Mandatsträger*innen und vor 
allem eine Reduzierung der Arbeitszeit, damit möglichst 
viele Menschen die Zeit haben, sich in gesellschaftliche 
Debatten und Prozesse einzubringen. Im Kapitalismus, 
in der es nicht nur in der Wirtschaft das Privateigentum, 
sondern auch in der Gesellschaft eine ungleiche Verteilung 
von Ressourcen und Einflussmöglichkeiten zugunsten der 
Herrschenden gibt, kann es keine wirkliche Demokratie 
geben. 
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Sozialismus ist 
Notwendigkeit… 
aber was ist 
eigentlich 
Sozialismus?
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Die Sol ist davon überzeugt: Im Rahmen der kapitalis-
tischen Macht- und Eigentumsverhältnisse werden die so-
zialen und ökologischen Probleme der Menschheit nicht 
gelöst werden können. Im Gegenteil: Die Herrschaft der 
Banken und Konzerne ist eine Bedrohung für die mensch-
liche Zivilisation. Die von Rosa Luxemburg vor über ein-
hundert Jahren formulierte historische Alternative „So-
zialismus oder Barbarei“ ist hochaktuell und wird sich 
möglicherweise für die heutige Menschheitsgeneration 
entscheiden müssen. Es geht um nicht mehr oder weniger 
als die Rettung der menschlichen Zivilisation.

Es hat noch keinen Sozialismus auf der Welt gegeben. 
Nicht in der Sowjetunion, nicht in der DDR, nicht in Chi-
na und auch nicht auf Kuba. Sozialismus bedeutet weltweit 
Gemeineigentum an den Produktionsmitteln und demo-
kratische Kontrolle und Verwaltung der Gesellschaft durch 
die arbeitende Bevölkerung. Im Sozialismus gibt es keine 
repressiven Staatsapparate, er ist die freie Verbindung der 
Menschen ohne Zwang und Not.

Die Diktaturen der Parteibürokratien in den Staaten, 
die sich sozialistisch nannten, waren schlechte Karikatu-
ren von Sozialismus. Es waren stalinistische Staaten - auch 
nach Stalins Tod. In der Sowjetunion, China und der DDR 
lag die politische Macht nicht bei der Arbeiter*innenklas-
se, sondern diese wurde beherrscht – von einer Clique 
privilegierter Bürokrat*innen in Partei und Staat. Das ist 
heute auf Kuba weiterhin der Fall, auch wenn wir die Er-
rungenschaften der kubanischen Revolution, wie das gut 
ausgebaute staatliche Gesundheitswesen, verteidigen - so-
weit diese überhaupt noch existieren. In einer wirklich so-
zialistischen Gesellschaft gäbe es tatsächliche Demokratie. 
Das bedeutet nicht, dass die Menschen nur alle vier Jahre 
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wählen dürfen, wer über sie regiert (und wer sie belügt und 
betrügt). Das bedeutet, das auf allen Ebenen der Gesell-
schaft demokratische Strukturen geschaffen werden, die 
die Kontrolle und Verwaltung von Wirtschaft und Gesell-
schaft übernehmen.

Dabei wird sich eine sozialistische Demokratie auch da-
durch von der bürgerlich-kapitalistischen Demokratie un-
terscheiden, dass in ihr die demokratischen Rechte nicht 
am Betriebstor aufhören. Eine demokratische Organisie-
rung der Wirtschaft setzt aber voraus, dass diese nicht im 
Privateigentum einer Minderheit ist, sondern der gesam-
ten Gesellschaft gehört. Deshalb ist die Überführung der 
großen Banken, Konzerne und Versicherungen in öffent-
liches Eigentum eine notwendige Voraussetzung zur Ent-
wicklung einer sozialistischen Demokratie.

Das bedeutet nicht, dass jegliches Privateigentum ab-
geschafft wird. Weder das eigene Auto noch der Fernse-
her und auch nicht das eigene Häuschen (für die, die es 
haben) würden enteignet. Etwas verlieren werden durch 
Sozialismus nur die superreichen Kapitalist*innen, Groß-
aktionär*innen und Grundbesitzer*innen. Auch selbstän-
dige Handwerker*innen, kleine Landwirt*innen und klei-
ne Gewerbetreibende würden von einer Überwindung des 
Kapitalismus profitieren, denn sie würden nicht mehr von 
den Großbanken ausgepresst und im Konkurrenzkampf 
zermahlen. 

Sozialistische Demokratie
In einer sozialistischen Demokratie würden auf allen 

Ebenen Vertreter*innen gewählt, die in der Wirtschaft, 
der Kommune, dem Bildungswesen etc. Leitungsaufgaben 
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übernehmen. Diese Vertreter*innen wären jederzeit wähl- 
und abwählbar. Dadurch wäre eine permanente Kontrol-
le und Interventionsmöglichkeit der Basis gewährleistet. 
Wenn die Arbeiter*innen im Betrieb, die Bewohner*innen 
des Stadtteils oder die Beschäftigten und Studierenden an 
der Hochschule zu der Erkenntnis gelangen, dass gewählte 
Vertreter*innen ihre Aufgabe schlecht erledigen, könnten 
sie diese jederzeit abwählen und durch andere Personen 
ersetzen.

Solche gewählten Vertreter*innen würden – anders als 
im Kapitalismus und in den stalinistischen Staaten – keine 
finanziellen oder andere materiellen Privilegien erhalten, 
sondern nur einen Lohn entsprechend des Durchschnitts 
in der arbeitenden Bevölkerung bekommen. Die finanziel-
le Privilegierung von Bundestagsabgeordneten, aber auch 
von Gewerkschaftsfunktionär*innen, führt dazu, dass sie 
„abheben“ und die Ängste und Nöte derjenigen Menschen, 
die sie eigentlich vertreten sollen, nicht mehr kennen. 

Durch die Durchführung von regelmäßigen Vollver-
sammlungen in Betrieben, Nachbarschaften und Bildungs-
einrichtungen und durch die demokratische Wahl von Rä-
ten auf allen Ebenen, würde die Masse der Bevölkerung in 
die Diskussionen und Entscheidungsfindungen einbezo-
gen. Ausgehend von den lokalen und betrieblichen Räten 
würden Delegierte auf regionale, nationale und interna-
tionale Ebenen entsendet und könnten dort Leitungsgre-
mien - Regierungen - bilden. Der russische Revolutionär 
Lenin hat einmal gesagt, dass jede Köchin Ministerpräsi-
dentin werden können muss und sich für die Rotation von 
Ämtern ausgesprochen. Dies würde möglich, wenn durch 
eine radikale Verkürzung der Arbeitszeit, durch ganztägi-
ge Kinderbetreuung  und einen massiven Ausbau des Bil-
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dungswesens alle Menschen in die Lage versetzt werden, 
an Diskussionen und Entscheidungen teilzunehmen. 

Auch einen von der Bevölkerung getrennten und nicht 
gewählten Staatsapparat (Polizei, Militär, Justiz) würde es 
nicht mehr geben. Polizei- und Justizaufgaben, so sie über-
haupt noch nötig sind, würden ebenfalls von Gerichten 
und bewaffneten Einheiten übernommen, die demokra-
tisch gewählt würden. Solange es einen Polizei- oder Ord-
nungsapparat geben muss, würde dieser von demokratisch 
gewählten Gremien in den Nachbarschaften und Städten 
kontrolliert.

Alles utopisch?
Kann das überhaupt funktionieren? Die Geschichte hat 

immer wieder gezeigt, dass die Arbeiter*innenklasse in 
der Lage ist, sich zu organisieren und ihre Geschicke in 
die eigenen Hände zu nehmen. Ob die Bildung der Räte 
in der deutschen Revolution 1918/19 und vielen folgenden 
Revolutionen weltweit im 20. Jahrhundert oder der Aufbau 
von starken Gewerkschaften. Ob Schüler*innen- und Stu-
dierendenvertretungen oder Genossenschaften. Selbst das 
ehrenamtliche Engagement von Millionen bei der Geflüch-
tetenhilfe, in Sportvereinen, Mieter*innenvereinigungen 
und anderen Vereinen ist ein Hinweis auf das Potenzial, 
das für eine Selbstverwaltung in der Bevölkerung besteht. 

Kann eine Planwirtschaft funktionieren? Demokrati-
sche Planwirtschaft bedeutet zur Befriedigung der Bedürf-
nisse der Menschen zu produzieren – und dabei den Erhalt 
der Umwelt als ein oberstes Bedürfnis zu verstehen. Es ist 
heute, im Zeitalter von Internet und digitalen Daten, ein 
leichtes, die Bedürfnisse der Menschen festzustellen. Tat-
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sächlich wird im Kapitalismus ja auch geplant. Die großen 
Konzerne geben viel Geld für die Marktforschung aus, aber 
sie planen gegeneinander. Im Sozialismus wird Koopera-
tion groß geschrieben und Konkurrenz abgeschafft. 

Aber es geht nicht nur darum sicherzustellen, dass alle 
Menschen die Jeans bekommen, die sie sich wünschen und 
ausreichend verschiedene Käsesorten im Supermarktregal 
vorhanden sind. Nur in einer demokratischen Planwirt-
schaft könnten Forschung und Technologie auf die wich-
tigsten Bereiche für die Menschheit konzentriert werden: 
Rettung der Umwelt, Abschaffung des Hungers, Bekämp-
fung von Pandemien und anderen todbringenden Krank-
heiten und Seuchen. Durch eine Beendigung der Aufrüs-
tung, durch das Einstellen der blödsinnigen Werbe- und 
Verpackungsindustrie, durch die Bereitstellung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse für alle, würden die Vorausset-
zungen geschaffen, viel mehr Geld und Wissen in diese 
Bereiche zu stecken. 

Aber ist der Mensch nicht zu schlecht für den Sozialis-
mus? Das ist das Lieblingsargument von denen, die nicht 
leugnen können, dass Sozialismus die bessere Gesell-
schaftsform wäre. Dann heißt es eben: Aber der Mensch 
ist von Natur aus gierig und es wird immer welche geben, 
die mehr Geld, Macht und Einfluss haben wollen als die 
Mehrheit. 

Aufgrund der Erfahrungen in der Sowjetunion und 
DDR scheint es eine historische Bestätigung dieser These 
zu geben. Aber: Der Mensch ist vor allem ein soziales We-
sen. Nur durch Kooperation konnte sich die Menschheit 
überhaupt so weit entwickeln. Archäologische und anth-
ropologische Forschung kommen zu der Schlussfolgerung, 
dass die Menschheit nicht immer in Klassen unterteilt war, 
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sondern die ersten menschlichen Gesellschaften klassenlos 
waren – und demnach auch keine Ausbeutung und Unter-
drückung innerhalb ihrer Gesellschaften kannten.

Gleichzeitig wird das Denken und Bewusstsein von 
Menschen durch die Verhältnisse bestimmt, in denen sie le-
ben müssen. Die kapitalistische Konkurrenz führt zwangs-
läufig dazu, dass Konkurrenzdenken gefördert wird. Aber 
die Erfahrung, dass man gemeinsam kämpfen muss, um 
zum Beispiel eine Lohnerhöhung durchzusetzen, führt 
zu gegenteiligen – solidarischen – Schlussfolgerungen im 
Denken. Letztlich sind im Menschen egoistische und soli-
darische Eigenschaften vorhanden. Welche sich durchset-
zen, hängt von vielen Faktoren ab, vor allem aber von der 
eigenen Lebenssituation und der Erkenntnis, wie diese zu 
verbessern ist. Ein „gesunder Egoismus“ von Arbeiter*in-
nen kann ja gerade zum gemeinsamen Kampf für die ge-
meinsamen Interessen –  gegen die Interessen der Kapi-
talist*innen – führen. Erfahrungen mit solchen Kämpfen 
und auch das Eingreifen von Sozialist*innen können eine 
entscheidende Rolle bei der Entwicklung eines solidari-
schen und sozialistischen Bewusstseins bilden. Und wenn 
das gelingt, ist der Mensch auch nicht zu schlecht für den 
Sozialismus. 

Was ist Trotzkismus?
Trotzkismus ist moderner Marxismus. Trotzki 

war einer der wichtigsten Marxisten im frühen 20. 
Jahrundert und neben Lenin die bedeutendste Füh-
rungspersönlichkeit in der Russischen Revolution 
1917. Er führte den Kampf gegen die Stalinisierung 
der Sowjetunion und für Freiheit der Kritik und de-
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mokratische Rätestrukturen in der Gesellschaft. Er 
kritisierte die Entwicklung hin zur Diktatur unter 
Stalin und musste dafür 1940 mit dem Leben bezah-
len, als er von dem stalinistischen Agenten Ramon 
Mercader im mexikanischen Exil ermordet wurde. 

Doch Trotzki war nicht nur Kritiker des Stalinis-
mus. Er entwickelte die marxistische Theorie und 
Politik entscheidend weiter. Seine Theorie der »Per-
manenten Revolution« gibt eine Antwort darauf, 
wie Länder mit halbfeudalen Strukturen, wie Russ-
land 1917 und große Teile Lateinamerikas, Afrikas 
und Asiens heute, ihre Rückständigkeit überwinden 
können. 

Ende der 1920er Jahre war er einer der Ersten, der 
die Gefahr, die von den Nazis ausging, erkannte und 
für eine wirkliche Arbeiter*inneneinheitsfront aus 
Kommunistischer Partei und Sozialdemokratischer 
Partei (die damals noch eine Arbeiter*innenpartei 
mit bürgerlicher Führung war und nicht durch und 
durch kapitalistisch wie heute) argumentierte, um 
die Machtergreifung Hitlers zu verhindern (anders 
als die von der KPD propagierte „Einheitsfront von 
unten“, die einen Bruch der sozialdemokratischen 
Arbeiter*innen mit ihrer Führung, die gleichzeitig 
als sozialfaschistisch bezeichnet wurde, zur Bedin-
gung für gemeinsame Aktionen machte).

Nachdem die Kommunistische Internationale 
aufgehört hatte, ein Instrument für den Befreiungs-
kampf der Arbeiter*innenklasse zu sein, gründete 
Trotzki 1938 mit seinen weltweiten Unterstützer*in-
nen die Vierte Internationale als neue weltweite 
sozialistische und revolutionäre Organisation. In 
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dieser Tradition stehen die Sol und das Komitee für 
eine Arbeiter*inneninternationale. 

Heute ist der Trotzkismus die Strömung in der 
Linken, die sich konsequent für eine Strategie zur 
Überwindung des Kapitalismus einsetzt, die für 
eine internationale unabhängige Organisierung der 
Arbeiter*innenklasse kämpft und die den Wieder-
aufbau der Arbeiter*innenbewegung voran treibt.

Der Stalinismus
Aber haben Sowjetunion und DDR nicht bewiesen, dass 

Sozialismus nicht funktioniert? Die Erfahrungen in den 
Ländern, die sich sozialistisch nannten, zeigen nur, dass 
Sozialismus Demokratie braucht und dass er auf Dauer 
nur weltweit funktionieren kann.

Mit der Oktoberrevolution 1917 machte die Arbei-
ter*innenklasse in Russland den Versuch, den Kapitalis-
mus zu überwinden und den Weg zum Sozialismus einzu-
schlagen. In der ersten Phase nach der Revolution war der 
neue sowjetische Arbeiter*innenstaat die demokratischste 
Gesellschaft, die es bisher in der Menschheitsgeschichte 
gab. Aber die russische Arbeiter*innenklasse geriet un-
ter starken Druck. Die russischen Kapitalisten und ihre 
Freund*innen in den imperialistischen Staaten zwangen 
dem jungen Staat einen Bürger*innenkrieg auf, der Wirt-
schaft und Gesellschaft noch weiter zurück fallen ließ, als 
dies durch den Ersten Weltkrieg ohnehin schon geschehen 
war. Viele der politisch bewusstesten Arbeiter*innen fie-
len im Bürger*innenkrieg, die Wirtschaft wurde zerstört, 
Hungersnöte brachen aus. Hinzu kam, dass das Kultur- 
und Bildungsniveau in dieser landwirtschaftlich geprägten 
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Gesellschaft ohnehin sehr niedrig war. Die Bedingungen 
für die Arbeiter*innenklasse, eine demokratische Kontrol-
le und Verwaltung von Wirtschaft und Gesellschaft umzu-
setzen, waren denkbar schlecht. 

Der neue Staat musste viele Beamt*innen und Leitungs-
funktionär*innen aus der alten zaristischen Gesellschaft 
übernehmen – und musste sie zum Teil durch höhere Ge-
hälter für ihre Dienste an der neuen Gesellschaft bestechen. 
Dessen waren sich die wichtigsten Führer der Russischen 
Revolution, Lenin und Trotzki, sehr bewusst. Deshalb be-
tonten sie unermüdlich, dass die Arbeiter*innenmacht 
in Russland nur wird überleben können, wenn sie durch 
siegreiche sozialistische Revolutionen in Europa Unter-
stützung finden würde, auch weil der Sieg des Sozialismus 
aufgrund der weltweiten wirtschaftlichen Arbeitsteilung 
nur weltweit möglich ist. Dies blieb aus. Die Revolutionen 
in Deutschland, Ungarn, Italien endeten aufgrund des Ver-
rats durch die Führung der sozialdemokratischen Parteien 
und Fehler der jungen kommunistischen Parteien in Nie-
derlagen für die Arbeiter*innenklasse. Sowjet-Russland 
blieb isoliert und geschwächt.

Vor diesem Hintergrund entwickelte sich in Russland 
eine privilegierte bürokratische Elite aus dem Funktio-
närsapparat der führenden bolschewistischen Partei und 
des Staates. Stalin wurde zur Personifizierung dieser Büro-
kratie, aber auch nach seinem Tod änderte sich nichts an 
den grundlegenden gesellschaftlichen Strukturen in diesen 
Staaten. 

Diese Bürokratie wirkte wie ein Krebsgeschwür in der 
Planwirtschaft. Jegliche demokratischen Debatten, Wahlen 
und Entscheidungsfindungen wurden durch sie unterbun-
den. Ein von Korruption und Konservatismus geprägter 
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Staatsapparat entstand, der sich immer mehr im Wider-
spruch zur Masse der Bevölkerung befand.

Planwirtschaft führte zu Fortschritt
Gleichzeitig blieb der Kapitalismus bis 1990 abgeschafft 

und wurde die Wirtschaft nicht durch Konkurrenzkampf 
und Profitlogik dominiert. Dies führte dazu, dass die Sow-
jetunion eine beachtliche wirtschaftliche Entwicklung er-
reichte, was eine große Anziehungskraft auf die Massen vor 
allem in den armen Regionen der Welt ausübte. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg dehnte sich das stalinistische System auf 
Osteuropa und China aus, später auch auf einige Staaten 
Afrikas und Kuba. Es war dort überall ein Fortschritt, dass 
Privateigentum an Produktionsmitteln und das Wirtschaf-
ten für den Profit der Kapitalist*innen beendet wurde. 
Das führt dazu, dass die sozialen Grundbedürfnisse der 
Menschen in den stalinistischen Staaten gesichert werden 
konnten. So ist die Lebenserwartung auf Kuba höher als in 
den USA. „Ellenbogendenken“ durchzog nicht das gesam-
te gesellschaftliche Leben und es gab keine Angst vor Ar-
beitslosigkeit und Verarmung. In diesem Sinne hat sich die 
Überlegenheit einer Planwirtschaft, wenn auch in verzerr-
ter Form, in den stalinistischen Staaten gezeigt. Verzerrt, 
weil dies aufgrund der bürokratischen und diktatorischen 
Struktur der Gesellschaft nur mit großen Opfern möglich 
war: indem zum Beispiel Zwang bei der Kollektivierung 
der Landwirtschaft angewendet wurde, ökologische Nach-
haltigkeit bei der Ausrichtung der Wirtschaft keine Rolle 
spielte und Arbeitsbedingungen oft gesundheitsschädlich 
waren. Im negativen Sinne auch seit dem Zusammenbruch 
dieser Staaten: Denn außer Reisefreiheit (die viele nicht 
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nutzen können, weil ihnen das nötige Kleingeld fehlt), 
Coca-Cola, Volkswagen und anderen Konsumgütern, hat 
die Wiedereinführung des Kapitalismus in diesen Staaten 
auch Massenarbeitslosigkeit, Armut, soziale Unsicherheit, 
Prostitution gebracht. 

Die Sol und das CWI sind kompromisslose Gegne-
rinnen des Stalinismus, so wie es auch die Sol-Vorgän-
gerorganisationen Voran und SAV waren. Gleichzeitig 
haben wir das Staatseigentum an der Wirtschaft und die 
Planwirtschaft verteidigt und für wirkliche Arbeiter*in-
nenmacht gekämpft. Deshalb haben wir die Kämpfe von 
Arbeiter*innen gegen die stalinistische Bürokratie, ob in 
der DDR 1953, Ungarn 1956, der Tschechoslowakei 1968 
oder Polen 1981 unterstützt und auch die Anfänge der 
politischen Revolution 1989 begrüßt, bevor diese sich in 
eine kapitalistische Konterrevolution verwandelt hat. Wir 
stehen in der Tradition von Leo Trotzki und der von ihm 
gegründeten Linken Opposition und Vierten Internatio-
nale, die den Kampf für eine Abeiter*innendemokratie auf 
Basis der verstaatlichten Planwirtschaft in der Sowjetunion 
seit Mitte der 1920er Jahre führten. 

Ein Ein-Parteien-Regime und Funktionärsprivilegien 
waren niemals die Ziele wirklicher Sozialist*innen und 
werden von der Sol nicht zuletzt aufgrund der Erfahrun-
gen mit dem Stalinismus grundsätzlich abgelehnt. 





Aktivistin der Socialist Party, CWI in England und Wales
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Eine Gesellschaft, die von der Mehrheit der Bevölkerung 
kontrolliert und verwaltet wird, kann nur durch die Mehr-
heit der Bevölkerung erreicht werden.

Die Arbeiter*innenklasse ist die Kraft in der Gesell-
schaft, die die Möglichkeit hat, den Kapitalismus zu stür-
zen und eine andere Gesellschaft zu organisieren. Denn 
sie hat die entscheidende Stellung im Produktionsprozess, 
in der Wirtschaft, und sie kommt am Arbeitsplatz zusam-
men und kann ein kollektives Bewusstsein entwickeln und 
dadurch kollektiv kämpfen. Sie kann die Kapitalist*innen 
durch Streiks nicht nur da treffen, wo es ihnen weh tut – 
beim Profit. Sie kann auch die ganze Wirtschaft aus den 
Händen der Privateigentümer*innen in die eigenen Hände 
übernehmen – durch Betriebsbesetzungen und den Auf-
bau von Belegschaftskomitees. Denn es geht um mehr als 
nur einen Regierungswechsel auf der Basis unveränderter 
gesellschaftlicher Verhältnisse. 

Der Kapitalismus kann nur überwunden werden durch 
die bewusste Aktion der Arbeiter*innenklasse. Streiks, Ge-
neralstreiks, Betriebsbesetzungen, Aufstände sind nötig, 
um die Macht der Banken und Konzerne zu brechen und 
die ersten Schritte zu einer sozialistischen Gesellschaft zu 
gehen. 

Ohne Revolution wird das nichts. Revolution bedeutet 
die bewusste Veränderung der Macht- und Eigentumsver-
hältnisse durch die Mehrheit der Bevölkerung – und die 
Schaffung neuer Macht- und Eigentumsverhältnisse. Re-
volutionen werden nicht von Organisationen und Parteien 
gemacht, sie sind Ergebnis der gesellschaftlichen Wider-
sprüche und werden von den Massen selber begonnen. Sie 
sind auch kein Ereignis von einem Tag, sondern oftmals 
lange Prozesse, in denen Radikalisierungsprozesse unter 
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den Massen stattfinden, die dann in Ereignisse umschla-
gen, die die gesellschaftlichen Machtverhältnisse auch in 
wenigen Tagen grundlegend verändern können. Aber eine 
Revolution braucht ein Programm, eine Organisation und 
eine Führung, um erfolgreich zu sein. Deshalb ist der Auf-
bau einer starken marxistischen Organisation nötig.

Organisation nötig
Heute hat die Arbeiter*innenklasse keine starken Orga-

nisationen, die konsequent ihre Interessen vertreten und 
sich eine sozialistische Veränderung zum Ziel setzen. In 
der Arbeiter*innenklasse gibt es zwar viel Unzufriedenheit 
mit den Verhältnissen im Kapitalismus und auch wachsen-
de Sympathien für sozialistische Ideen, aber es gibt kein 
ausgeprägtes sozialistisches Bewusstsein.

Und trotzdem finden täglich Kämpfe statt, in denen 
Arbeiter*innen, Erwerbslose und Jugendliche in einen 
Widerspruch zu den bestehenden kapitalistischen Ver-
hältnissen geraten. Ob Streiks gegen Betriebsschließun-
gen oder für Lohnerhöhungen und Inflationsausgleich, ob 
Kampagnen für mehr Personal in Krankenhäusern und für 
die Enteignung der Immobilienkonzerne, ob Bewegungen 
gegen Rassismus, AfD und Faschist*innen, ob Klimapro-
teste oder Bewegungen gegen Sexismus, ob Jugendproteste 
gegen Studiengebühren und Bildungsnotstand oder ob im 
Kampf gegen Kürzungen öffentlicher Ausgaben. 

Seit der Großen Rezession von 2007 bis 2009 haben wir 
weltweit Massenbewegungen erlebt, die riesige Ausmaße 
angenommen haben: Die revolutionären Bewegungen in 
Nordafrika 2011, die Gezi-Proteste in der Türkei, die In-
dignados-Bewegung, Platzbesetzungen und Generalstreiks 
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in Spanien und Griechenland, Massenproteste gegen Fahr-
preiserhöhungen in Brasilien, Fridays For Future, Massen-
aufstände in Chile, im Libanon, Kasachstan, Sri Lanka, 
Sudan und anderen Ländern, die sogenannten Gen Z-Pro-
teste 2025, die internationale Palästina-Solidaritätsbewe-
gung, die Streikwellen 2023/24 und eine Reihe von Gene-
ralstreiks 2025 in Europa, der Aufstand im Iran … 

In Deutschland hat es in diesen Jahren auch immer 
wieder Streiks und Massendemonstrationen gegeben, wie 
zum Beispiel die Streiks an Krankenhäusern und für hö-
here Löhne 2023/24, die Fridays For Future-Schüler*in-
nenstreiks, die Unteilbar-Massendemonstration 2018, die 
Massenproteste gegen die AfD und andere. Und auch hier 
werden wir in Zukunft weitere und noch größere Massen-
bewegungen und -streiks erleben. Warum wir uns da so 
sicher sind? Weil die von Preissteigerungen, Entlassungen, 
kommunalen Kürzungen und Sozialabbau Betroffenen gar 
keine andere Wahl haben, als sich zur Wehr zu setzen. 

Aber es bedarf einer starken Organisation und der rich-
tigen Ideen, um Kämpfe und Bewegungen zum Erfolg zu 
führen. 

Hätte es in Ägypten zum Zeitpunkt des Massenaufstands 
gegen Mubarak im Jahr 2011 eine starke, in den Betrieben 
und Nachbarschaften verankerte revolutionär-sozialisti-
sche Massenpartei gegeben, hätte der Sturz des Diktators 
zu wirklicher Demokratie und der Überwindung der kapi-
talistischen Verhältnisse führen können. Genauso gilt, dass 
in Griechenland in den Jahren der so genannten Euro-Kri-
se in den Jahren ab 2010 eine sozialistische Veränderung 
der Gesellschaft möglich gewesen wäre, wenn anstatt der 
angepassten und reformistischen Syriza-Führung, eine re-
volutionär-sozialistische Partei die Regierung gestellt hät-
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te. Ähnliches gilt für eine Reihe von lateinamerikanischen 
Ländern oder viele der Aufstände der letzten Jahre vom 
Sudan über Kasachstan bis nach Sri Lanka und den Iran. 

Deshalb bauen wir mit der Sol und dem CWI eine mar-
xistische Organisation auf, die aus vergangenen Revolutio-
nen und der Geschichte der sozialistischen Bewegung die 
nötigen Schlussfolgerungen gezogen hat und sozialistische 
Ideen in Kämpfe und Bewegungen hinein trägt. Damit 
Forderungen, Strategien, Organisationen und eine Füh-
rung entwickelt werden, die zum Erfolg führen. 



Genoss*innen der Democratic Socialist Movement, CWI in Nigeria
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Es gibt unendlich viele Gründe für Arbeiter*innen, Er-
werbslose und Jugendliche, Widerstand zu leisten. Aber in 
den letzten drei Jahrzehnten gab es in Deutschland viele 
kampflose Niederlagen und wenig Beispiele für erfolgrei-
chen Widerstand. Die neoliberale Offensive der Kapita-
list*innen und ihrer Regierungen konnte nicht gestoppt 
werden. Der Grund hierfür ist nicht, dass die Neoliberalen 
die besseren Argumente haben oder dass die Kapitalist*in-
nen einfach stärker und mächtiger als die Arbeiter*innen-
klasse sind. Der Grund ist, dass die Arbeiter*innenklasse 
politisch und zunehmend auch organisatorisch entwaffnet 
wurde. Sie hat die Argumente und das Bewusstsein gegen 
die kapitalistische Logik „verloren“ bzw. sie sind ihr ge-
nommen worden. Und ihre Organisationen, mit denen 
Widerstand organisiert werden kann, wurden politisch 
und organisatorisch geschwächt, auch wenn die Gewerk-
schaften weiterhin die potenziell stärkste organisierte Kraft 
in der Gesellschaft sind.

„Wer die Jugend hat, der hat die 
Zukunft“

 - Karl Liebknecht -
Junge Menschen sind in Europa in besonderem 

Maß von der Krise betroffen. Die Jugendarbeits-
losigkeit liegt im Süden des Kontinents zum Teil 
bei über dreißig Prozent. In Deutschland leiden 
Kinder und Jugendliche schon in der Schule unter 
Stress und Leistungsdruck, müssen sich dann durch 
schlecht bezahlte Praktika quälen, landen in unsi-
cheren Arbeitsverhältnissen und haben Zukunfts-
angst.
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Leider wissen viele Jugendliche gar nicht mehr, 
dass das nicht immer so war. Denn die Schwächung 
der Linken und der Arbeiter*innenbewegung in den 
letzten dreißig Jahren hat auch einen Traditions- 
und Wissensfaden gerissen. Trotzdem sind Jugend-
liche oftmals die ersten, die sich gegen ungerechte 
Verhältnisse zur Wehr setzen, wie die Bewegungen 
gegen den Klimawandel und die AfD zeigen. 

Für die Sol ist politische Aktivität unter Jugend-
lichen eine Priorität. Wir wollen einen Beitrag dazu 
leisten, diesen gerissenen Faden wieder zu verkno-
ten und eine neue Generation für sozialistische 
Ideen zu gewinnen. Denn die Schüler*innen, Aus-
zubildenden und Studierenden von heute sind die 
Arbeiter*innen von morgen.

Deshalb sind Sol-Mitglieder in der linksjugend 
[´solid] engagiert und kämpfen dort für eine inter-
nationalistische, klassenkämpferische und sozialis-
tische Politik. 

In der Sol kommen junge Mitglieder in Jugend-
treffen zusammen und diskutieren selbständig über 
die Aktivitäten unter Jugendlichen. Aber: In der Sol 
kann auch das jüngste Mitglied auf gleicher Augen-
höhe mit den älteren Mitgliedern diskutieren und 
mitentscheiden. 

SPD für Kapitalismus
Vor 150 Jahren hat die Arbeiter*innenklasse mit SPD 

und Gewerkschaften Organisationen aufgebaut, die zur 
Verteidigung ihrer Interessen und zum Kampf für eine 
sozialistische Veränderung der Gesellschaft dienen soll-
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ten. Doch SPD und Gewerkschaften sind nicht mehr das, 
was sie einmal waren. Heute ist die SPD eine durch und 
durch pro-kapitalistische Partei. Bis zum Ende der 1980er 
Jahre war die SPD eine Partei, die zwar seit ihrer Zustim-
mung zum Ersten Weltkrieg 1914 eine pro-kapitalistische 
Führung hatte, aber auch eine Massenbasis in der Arbei-
ter*innenklasse. Heute sind die Ortsvereine entleert und 
bestehen aus Rechtsanwält*innen, Akademiker*innen und 
Unternehmer*innen. Arbeiter*innen und aktive Basis-Ge-
werkschafter*innen verirren sich kaum noch zu SPD-Ver-
sammlungen. Die Arbeiter*innenklasse sieht die SPD nicht 
mehr als „ihre“ Partei. Damit war ein Vakuum auf der Lin-
ken entstanden. Denn trotz ihres begrenzten Programms 
und ihrer pro-kapitalistischen Führung war die SPD viele 
Jahrzehnte eine Massenpartei, durch die die Arbeiter*in-
nenklasse versuchte, ihre Interessen politisch zum Aus-
druck zu bringen. Die entstandene Leerstelle wurde nach 
der Vereinigung von BRD und DDR auch nicht durch die 
aus der DDR-Staatspartei SED hervorgegangene PDS (Par-
tei des Demokratischen Sozialismus) gefüllt. Diese war 
aufgrund ihrer stalinistischen Vergangenheit und ihrer an-
gepassten politischen Praxis in der Gegenwart nicht in der 
Lage, Menschen zu begeistern und zu gewinnen. Wir sind 
deshalb seit Mitte der neunziger Jahre für den Aufbau einer 
neuen Arbeiter*innenpartei eingetreten. Damit meinten 
wir eine Partei, die Gewerkschafter*innen, Sozialist*innen, 
Aktive aus sozialen Bewegungen etc. zusammen bringt 
und vor allem Arbeiter*innen und Jugendliche, die bisher 
nicht politisch aktiv waren, begeistern und organisieren 
sollte. Wir sind davon überzeugt, dass es heute sehr viele 
Menschen gibt, die sich einer solchen Partei anschließen 
würden, wenn sie durch eine kämpferische und glaubwür-
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dige Praxis unter Beweis stellen würde, dass sie sich von 
den etablierten pro-kapitalistischen Parteien grundsätz-
lich unterscheidet. Eine solche Arbeiter*innenpartei wäre, 
auch wenn sie sich grundsätzlich für Sozialismus ausspre-
chen würde, noch nicht die Art von revolutionär-sozialis-
tischer Partei, die zur erfolgreichen Durchführung einer 
sozialistischen Veränderung nötig ist, aber sie wäre ein 
Schritt in Richtung der Bildung einer solchen Partei und 
würde ein Forum bieten, die notwendigen Debatten über 
sozialistische Strategie und Taktik in der Arbeiter*innen-
klasse zu führen. 

WASG und Die Linke
2004 wurde die WASG (Wahlalternative Arbeit und 

Soziale Gerechtigkeit) gegründet. Das war eine Folge des 
massiven Angriffs, den die Agenda 2010 und Hartz IV der 
SPD-geführten Regierung auf die sozialen Errungenschaf-
ten der Arbeiter*innenklasse darstellte. Die Gründung der 
WASG war Teil der sich formierenden Protestbewegung 
gegen diese unsoziale Politik und wurde unter anderem 
von vormals sozialdemokratisch orientierten Gewerk-
schaftsfunktionär*innen voran getrieben. Darin sahen wir 
eine Chance, dass eine neue politische Interessenvertre-
tung der Arbeiter*innenklasse, eine Arbeiter*innenpartei, 
entstehen kann und wir haben uns von Beginn an an ihrem 
Aufbau beteiligt. Wir sind dabei für ein sozialistisches Pro-
gramm, eine demokratische und offene Struktur und für 
eine kämpferische Praxis, die eine Priorität auf die Unter-
stützung und Organisierung von Protesten und Streiks 
legt, eingetreten. 

Die Vereinigung mit der PDS zur Partei Die Linke im 
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Jahr 2007 hat zwar eine zahlenmäßig größere Partei ge-
schaffen und wurde von vielen Aktivist*innen begrüßt, 
weil dadurch in Ost- und Westdeutschland eine parlamen-
tarisch vertretene Partei entstand, die sich gegen den Ka-
pitalismus ausspricht. Sie hat aber auch dazu geführt, dass 
die durch die Fusion entstandene Partei sehr viel bürokra-
tischer funktioniert, weil sie sehr vom alten PDS-Apparat 
dominiert wird. Zudem hat sie wichtige Grundsätze der 
WASG über Bord geworfen. Dies gilt vor allem für die ent-
scheidende Frage der Regierungsbeteiligung in Koalitio-
nen mit SPD und Grünen. Die grundsätzliche Opposition 
der WASG gegen Regierungsbeteiligungen, die zu Sozial-
abbau und Privatisierungen führen, war eine wichtige Leh-
re aus der Rechtsentwicklung von SPD und PDS. Die Linke 
hat, wie zuvor die PDS, in Landesregierungen in Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Bremen und 
Thüringen und in vielen ostdeutschen Kommunen zusam-
men mit SPD und Grünen eine Politik umgesetzt, die die 
miesen kapitalistischen Verhältnisse verwaltet statt sie zu 
bekämpfen und oftmals Sozialkürzungen, Privatisierun-
gen, Abschiebepolitik etc. verantwortet. Geht es nach den 
Befürworter*innen solcher Regierungsbeteiligungen, soll 
eine solche Politik auch auf Bundesebene in einer rot-rot-
grünen Koalition umgesetzt werden. Das würde das Ende 
der Partei Die Linke als einer linken und antikapitalisti-
schen Kraft bedeuten, die für die Arbeiter*innenklasse, 
Gewerkschafter*innen und soziale Bewegungen eine Hilfe 
ist.

Doch auch ohne eine solche Regierungsbeteiligung auf 
Bundesebene läuft Die Linke Gefahr wieder in eine Krise 
zu geraten, in der sie vor dem Ende der Ampel-Koalition 
im Herbst 2024 geraten war.  Noch ist sie, trotz ihrer pro-
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grammatischen Begrenztheit, der Beteiligung an pro-ka-
pitalistischen Landesregierungen und oftmals lahmen und 
weitgehend parlamentarischen Praxis, eine Bremse für 
die Durchsetzung arbeiter*innenfeindlicher Politik durch 
die Bundesregierung. Sie ist - vor allem durch ihren lin-
ken Flügel und durch Abgeordnete, die zu diesem gehö-
ren - oftmals eine praktische Hilfe bei antifaschistischen 
Protesten, sozialen Bewegungen und gewerkschaftlichen 
Kämpfen und Streiks wie in den Krankenhäusern oder bei 
Amazon. Deutschland ohne Die Linke wäre in den letz-
ten Jahren für die Arbeiter*innenklasse und die Jugend ein 
noch schlechteres Land gewesen.

Die Linke hat auch den Anspruch formuliert, den Ka-
pitalismus durch Sozialismus zu ersetzen, und alleine da-
durch einen Beitrag zur politischen Debatte in der Arbei-
ter*innenklasse Deutschlands geleistet. 

Deshalb setzen sich Sol-Mitglieder in der Partei für 
eine kämpferische Praxis, ein wirklich sozialistisches Pro-
gramm und demokratische Strukturen ein. Als Teil der in-
nerparteilichen Strömung Antikapitalistische Linke (AKL) 
setzen wir uns mit anderen Parteilinken gegen eine Politik 
der Regierungsbeteiligung mit pro-kapitalistischen Partei-
en ein, weil diese zwangsläufig zum Verrat an linken und 
sozialistischen Positionen führt. 

Bis Ende 2024 war Die Linke in einen desolaten Zustand 
geraten. Große Teile der Parteilinken – wie die Strömung 
Bewegungslinke, die im Parteivorstand eine starke Position 
hat – vertraten keinen klar alternativen Kurs mehr. In einer 
Zeit, in der die multiplen Krisen des Kapitalismus sich ver-
stärken und die Ansprüche an eine sozialistische Partei, 
grundlegende gesellschaftliche Alternativen zu formulie-
ren, zunehmen, hat Die Linke sich allzuoft als der linke 
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Flügel des Establishments präsentiert und damit auch die 
AfD stark gemacht. Weder in der Corona-Pandemie noch 
hinsichtlich des Ukraine-Kriegs oder des Massenmords, 
der Vertreibung und Besatzung der Palästinenser*innen 
hat sie klare linke Alternativen formuliert und die Inter-
essen der Arbeiter*innenklasse unmissverständlich zum 
Ausdruck gebracht.

Dies ist leider kein auf Die Linke und Deutschland be-
grenztes Phänomen. Viele der Linksparteien, die nach der 
Wirtschaftskrise von 2008/09 gestärkt wurden oder neu 
entstanden – wie PODEMOS im spanischen Staat, der 
Linksblock in Portugal, SYRIZA in Griechenland – wur-
den den Herausforderungen der Zeit nicht gerecht und 
passten sich aufgrund ihrer reformistischen Begrenztheit 
dem kapitalistischen System an – und verloren in der Folge 
deutlich an Unterstützung.

Die Linke in Deutschland hat aber seit Ende 2024 einen 
neuen Aufschwung genommen und konnte ihre Mitglied-
schaft auf über 120.000 (Stand Januar 2026) verdoppeln. 
In den Bundestag ist sie im Februar 2025 mit 8,8 Prozent 
eingezogen. Die neue Parteispitze um Ines Schwerdtner 
und Jan van Aken gibt sich radikaler und laut Parteitags-
beschluss soll eine sozialistische Klassenpartei aufgebaut 
werden. In der Realität setzen sich Anpassungsprozesse 
jedoch fort, vor allem in den Landesregierungen in Meck-
lenburg-Vorpommern und Bremen, durch die Unterstüt-
zung der Wahl von CDU-Ministerpräsidenten in Sachsen 
und Thüringen etc. Sollte es keinen Kurswechsel in Rich-
tung sozialistischer Klassenpolitik geben, läuft die Partei 
Gefahr, wieder in eine Krise zu geraten. 

Es ist nötig, sich für den Aufbau einer sozialistischen 
Arbeiter*innenpartei einzusetzen, die Arbeiter*innen und 
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Jugendliche auf Basis eines kämpferischen Programms 
massenhaft organisieren könnte. Dazu kann Die Linke 
bzw. die kämpferischen und linken Teile in ihr einen Bei-
trag leisten und deshalb sind viele Sol-Mitglieder in der 
Linken und ihrem Jugendverband linksjugend[´solid] ak-
tiv, bauen die Strukturen vor Ort auf und tragen marxisti-
sche Positionen in die Partei und den Jugendverband.

Wagenknecht
Sahra Wagenknecht, die viele Jahre die Gallionsfigur 

der Parteilinken war, ist zu einer selbsternannten „Links-
konservativen“ geworden, die liberal-marktwirtschaftli-
che Konzepte vertritt und das kapitalistische System nicht 
mehr grundlegend in Frage stellt. Gleichzeitig hat sie mi-
grationsfeindliche und nationalistische Positionen einge-
nommen, die Spaltung der Arbeiter*innenklasse entlang 
nationaler Linien vertiefen und damit den Klassenkampf 
erschweren. Das gilt, wenn sie auch in manchen Fragen, 
wie der Kriegsfrage oder Sozialabbau, deutliche Worte fin-
det.

Wir haben Wagenknechts Positionen kritisiert und be-
kämpft, ohne dabei unsere Kritik an denjenigen Kräften der 
Partei, die Wagenknecht auch kritisiert haben, aber gleich-
zeitig in Regierungskoalitionen mit SPD und Grünen pro-
kapitalistische Politik umgesetzt  haben, zurückzunehmen. 
Die Trennung von Wagenknecht und ihren Unterstützer*in-
nen wirkte in der Linken befreiend. Die Gründung des BSW 
war eine Rechtsabspaltung, die auch aufgrund ihrer Top-
Down-Struktur und den schnellen Eintritten in Landesre-
gierungen in Brandenburg und Thüringen schnell an Aus-
strahlungskraft verloren hat und in eine Krise geraten ist.
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»Der Kapitalismus trägt den 
Krieg in sich wie die Wolke den 

Regen«
- Jean Jaurès -

Es gibt eine massive Zunahme von Kriegen und mi-
litärischen Konflikten auf der Welt. Das freut die Rüs-
tungskonzerne in Deutschland und anderen Industrie-
staaten, die sich daran eine goldene Nase verdienen. 
Aber nicht nur aufgrund der Rolle dieser todbringen-
den Unternehmen sind Kriege und Militarismus eine 
direkte Folge des Kapitalismus. Denn in diesem System 
kämpfen Konzerne und die sie vertretenden National-
staaten um Absatzmärkte, Rohstoffe, sichere Transport-
wege und politischen Einfluss. Wenn dieser Kampf mit 
friedlichen Mitteln nicht gewonnen werden kann, wird 
zu Gewalt gegriffen. Das ist logische Folge des kapitalis-
tischen Konkurrenzkampfes. Der französische Sozialist 
Jean Jaurès sagte treffend: „Der Kapitalismus trägt den 
Krieg in sich wie die Wolke den Regen.“ 

Der Kampf gegen den Krieg und gegen Aufrüstung 
ist ein zentraler Bestandteil sozialistischer Aktivität. 
Das beinhaltet auch den Kampf gegen Nationalismus - 
diesem stellen wir einen Internationalismus von unten 
entgegen – einen Klassenstandpunkt, der die gemein-
samen Interessen von Arbeiter*innen unterschiedli-
cher Nationen herausarbeitet und einen gemeinsamen 
Kampf gegen Kapitalismus, Imperialismus und Aus-
beutung zu unterstützen. Denn die Arbeiter*innen und 
sozial Benachteiligten auf der Welt haben ein gemein-
sames Interesse: Frieden und Einsatz des gesellschaft-
lichen Reichtums im Interesse aller. 
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Betriebe und Gewerkschaften

Viele Sol-Mitglieder sind aktive Gewerkschafter*innen 
und bauen in ihren Betrieben gewerkschaftliche Struktu-
ren und Betriebs- bzw. Personalräte mit auf. Gleichzeitig 
halten wir die Politik der dominierenden Teile der Gewerk-
schaftsführungen für einen Ausverkauf der Interessen der 
Mitglieder. In den Gewerkschaften dominiert das Co-Ma-
nagement, wurde der Flächentarif unter Beteiligung der 
Spitzenfunktionär*innen untergraben, Privatisierungen 
und Lohnverzicht mitgetragen und Arbeitsplatzvernichtung 
akzeptiert. Die Gewerkschaften sind weitgehend im Griff 
einer Bürokratie, die den Hauptamtlichenapparat und die 
Leitungsgremien dominiert und kein Interesse an wirklicher 
innergewerkschaftlicher Demokratie hat. Das Ergebnis sind 
sinkende Mitgliedszahlen und die Etablierung einiger Be-
schäftigtenorganisationen außerhalb des DGB (Deutscher 
Gewerkschaftsbund), wie der Pilotenvereinigung Cockpit 
oder der Gewerkschaft der Lokführer (GDL). 

Die Sol ist der Meinung: Es gibt keine Alternative zu 
starken Gewerkschaften, um die unmittelbaren Interes-
sen der Lohnabhängigen zu verteidigen und im Vertei-
lungskampf gegen die Kapitalist*innen ein Maximum für 
die Beschäftigten heraus zu holen. Wir verstehen aber die 
vielen Kolleg*innen, die sagen „zum Verzicht brauche ich 
keine Gewerkschaft“ und voller Wut und Unzufrieden-
heit der Gewerkschaft den Rücken gekehrt haben oder 
sich aus der aktiven Mitarbeit zurück gezogen haben. Die 
Verantwortung hierfür liegt bei den überbezahlten Spit-
zenfunktionär*innen, die keine Ahnung mehr davon ha-
ben, wie es sich mit sinkenden Reallöhnen und flexibili-
sierten Arbeitszeiten so lebt. Deshalb treten wir für einen 
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radikalen Kurswechsel in den Gewerkschaften und für 
eine programmatische und personelle Erneuerung ein. 
Wir stehen für kämpferische und antikapitalistische Ge-
werkschaften, die ihre Aufgabe darin sehen, konsequent 
die Interessen ihrer Mitglieder zu verteidigen. Und wir 
kämpfen für demokratische Strukturen: für jederzeitige 
Wähl- und Abwählbarkeit aller Funktionsträger*innen, 
für die Begrenzung von hauptamtlichen-Gehältern auf 
einen durchschnittlichen Facharbeiter*innenlohn, für 
demokratische Streikführungen durch gewähle Streik-
leitungen und regelmäßige Streikversammlung und 
ähnliche Maßnahmen. Um eine solche Veränderung in 
den Gewerkschaften zu erreichen, ist eine Vernetzung 
von unten und der Aufbau organisierter oppositioneller 
Gruppen in den Betrieben und Gewerkschaften genau-
so nötig, wie ein Wiederaufbau und eine Wiederbele-
bung der Gewerkschaften von unten. Deshalb haben 
Sol-Mitglieder gemeinsam mit anderen die „Vernetzung 
für kämpferische Gewerkschaften (VKG)“ gegründet 
und sind im „Netzwerk für eine kämpferische und de-
mokratische ver.di“ und anderen Vernetzungen von Ge-
werkschaftsaktiven aktiv. Hier kommen Kolleginnen und 
Kollegen zusammen, die vor Ort und in ihren Betrieben 
Gewerkschaftsorganisationen aufbauen und die Gewerk-
schaften zu kämpferischeren Organisation umgestalten 
wollen, indem praktische Vorschläge für Arbeitskämpfe 
erarbeitet werden, politische Positionen in Gliederungen 
getragen, Kandidat*innen für Gremien unterstützt wer-
den und durch inhaltliche Stellungnahmen die Gewerk-
schaften politisiert werden. Die Aktivität in Betrieben 
und Gewerkschaften ist für uns ein wichtiger Schwer-
punkt. 
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Gegen Unterdrückung und 
Diskriminierung

Diskriminierung und Unterdrückung gehören zum 
Kapitalismus und können innerhalb dieses Systems nicht 
überwunden werden. Das gilt, auch wenn es wichtige 
Fortschritte bei den Rechten von Frauen, LGBTIQ+, Mi-
grant*innen und anderen diskriminierten Bevölkerungs-
gruppen gegeben hat. Aber die Spaltung der Arbeiter*in-
nenklasse entlang von Geschlecht, sexueller Orientierung, 
Nationalität, Hautfarbe, Religion etc. wird immer ein 
wichtiges Herrschaftsinstrument der Kapitalist*innenklas-
se sein.  

Frauen sind im Kapitalismus doppelt unterdrückt: als 
Lohnabhängige und aufgrund der strukturellen Diskrimi-
nierung gegen sie. Der französische Frühsozialist Charles 
Fourier sagte zu Beginn des 19. Jahrhunderts einmal, dass 
sich der Fortschritt einer Gesellschaft nach der Stellung 
der Frau in ihr bemessen ließe. Frauen verdienen weiter-
hin durchschnittlich 18 Prozent weniger als Männer, sind 
mit sexualisierter Gewalt und Sexismus konfrontiert und 
müssen einen überdurchschnittlichen Anteil der Haus-
arbeit erledigen.

Der Kampf gegen Frauendiskriminierung und Sexis-
mus, für wirkliche Gleichberechtigung und soziale Gleich-
heit der Geschlechter ist ein wichtiger Bestandteil der Akti-
vitäten der Sol. Gleichzeitig sind wir davon überzeugt, dass 
Frauendiskrimnierung ihre tiefere Ursache in der Existenz 
von Klassengesellschaften hat und die herrschende Klasse 
ein vielfältiges Interesse an der Aufrechterhaltung männer-
dominierter Gesellschaftsstrukturen hat. Nicht zuletzt, wie 
gesagt, um die Arbeiter*innenklasse zu spalten und um 
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Frauen weiterhin kostenlose Reproduktionsarbeit leisten 
zu lassen, was den Kapitalist*innen bei der Maximierung 
ihrer Profite hilft. Deshalb sind wir davon überzeugt, dass 
eine wirkliche Befreiung der Frau und ein wirkliches Ende 
von Diskriminierung die Überwindung des Kapitalismus 
zur Voraussetzung hat und treten für einen gemeinsamen 
Kampf von Arbeiter*innen und Jugendlichen aller Ge-
schlechter ein, um den Kapitalismus und damit die Be-
nachteiligung von Frauen zu überwinden.

Das gilt auch für andere Formen von Unterdrückung 
und Diskriminierung. LGBTQ+-Menschen haben in den 
letzten Jahren immer wieder ihre Stimme erhoben und 
den Kampf um Anerkennung verschiedener sexueller 
Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten geführt. 
Die Sol unterstützt diesen Kampf. Jeder Mensch soll sein 
Leben frei gestalten können und nicht in gesellschaftlich 
vorgefertigte Kategorien gepresst werden. Wir verteidi-
gen das Recht darauf, dass Menschen ihre geschlechtliche 
Identität frei wählen können. Im Zusammenhang mit den 
Rechten von Transpersonen sind jedoch Fragen aufge-
taucht, die zur Spaltung von Frauen und Transpersonen 
genutzt werden können. Wir sind davon überzeugt, dass 
die Sicherheits- und Selbstbestimmungsbedürfnisse aller 
Menschen berücksichtigt werden müssen und die dazu  
nötigen öffentlichen Investitionen, zum Beispiel in ausrei-
chend sichere sanitäre Einrichtungen für alle, getätigt wer-
den müssen anstatt diese Gruppen gegeneinander auszu-
spielen. Wir sind gleichzeitig davon überzeugt, dass auch 
diese Spaltung im Interesse der Herrschenden ist und erst 
eine sozialistischen Gesellschaft das Potenzial hat, diese 
vollständig zu überwinden.

Der Kampf für eine sozialistische Veränderung der Ge-
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sellschaft und der Kampf gegen Unterdrückung und Dis-
kriminierung sind also untrennbar miteinander verbun-
den, wenn er erfolgreich sein soll. Deshalb ist für die Sol 
entscheidend, diesen Kampf so zu gestalten, dass die Ein-
heit der Arbeiter*innenklasse erreicht werden kann. 

Das gilt auch für den Kampf gegen Rassismus in allen 
seinen Erscheinungsformen, Rechtspopulismus, Nationa-
lismus und Faschismus. Dieser spielt eine große Rolle bei 
den Aktivitäten der Sol.

Wir setzen uns gegen antimuslimischen Rassismus ge-
nauso ein wie gegen Antisemitismus. Wir mobilisieren 
gegen AfD, Identitäre und III. Weg und schweigen nicht 
zum von CDU/CSU, SPD, FDP und Grünen zu verantwor-
tenden staatlichen Rassismus.

Wir fordern gleiche Rechte für alle in Deutschland le-
benden Menschen, die Abschaffung aller rassistischen 
Sondergesetze für Migrant*innen und ein Bleiberecht für 
Alle.

2025 wurden 33,5 Prozent der Jobs im Niedriglohnsek-
tor in Deutschland von Migrant*innen ausgeübt. Durch 
ihre unsichere soziale Situation und die teilweise Kopp-
lung von Aufenthaltsrechten an Arbeitsverträge, werden 
Migrant*innen in schwierige Lebensverhältnisse gedrängt 
und sind leichter unter Druck zu setzen und auszubeuten. 
Die Sol tritt dafür ein, dass die Arbeiter*innenbewegung 
den Kampf gegen Niedriglöhne organisiert und diesen mit 
dem Kampf gegen rassistische Diskriminierung verbindet. 

Die Rassist*innen und Faschist*innen nutzen die sozia-
len Ängste von Teilen der Arbeiter*innenklasse und Mit-
telschichten aus, um ihr Süppchen zu kochen. Deswegen 
tritt die Sol dafür ein, die sozialen Ursachen von Rassismus 
zu bekämpfen. Das bedeutet, dass der Kampf für bessere 
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Lebensverhältnisse für Alle ein notwendiger Bestandteil 
des antirassistischen und antifaschistischen Kampfes sein 
muss. Die Erfahrung gemeinsamer Kämpfe und sozialer 
Interessen kann rassistische und andere Vorurteile in der 
Gesellschaft zurückdrängen. Letztlich gilt, was Malcolm X 
sagte: „Es gibt keinen Kapitalismus ohne Rassismus.“ Des-
halb ist der beste Antirassismus der gemeinsame Kampf 
von deutschen und nichtdeutschen Arbeiter*innen und 
Jugendlichen gegen Kapitalismus und für Sozialismus. Auf 
dieser Grundlage könnten auch Arbeiter*innen, die aus 
Protest und Alternativlosigkeit Rechtspopulist*innen wäh-
len, überzeugt und gewonnen werden.

Wir setzen uns auch in den Gewerkschaften, den grund-
legenden Organisationen aller Lohnabhängiger, dafür 
ein, dass diese auch den Kampf gegen Diskriminierung, 
Unterdrückung und für gleiche Rechte für Alle führen. 
Dazu gehört auch Aufklärung unter den Mitgliedern zu 
den Ursachen und der Funktion von Diskriminierung und 
Spaltung im Kapitalismus zu betreiben. Den Gewerkschaf-
ten kommt hier eine besondere Verantwortung zu, weil sie 
die größten Organisationen sind, die Lohnabhängige aller 
Nationalitäten, Hautfarben, Geschlechter, sexueller orien-
tierungen etc. vereinen. Im gemeinsamen Kampf für die 
gemeinsamen Interessen können Vorurteile und Spaltung 
am besten überwunden werden. Wir stehen für Klassen-
kampf, nicht für Kulturkampf! 

Deshalb weisen wir Ideen zurück, die die Ursache von 
Diskriminierung nicht in der Klassengesellschaft, son-
dern – auf die eine oder andere Art - in der angeblich pri-
vilegierten Stellung oder dem Bewusstsein von Teilen der 
Arbeiter*innenklasse sehen – männlichen Arbeiter*innen, 
heterosexuellen Cis-Menschen, weißen oder einheimi-
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schen Arbeiter*innen. Diese Identitätspolitik vertieft po-
tenziell die Spaltung in der Arbeiter*innenklasse, schwächt 
damit den Kampf gegen Unterdrückung und Diskriminie-
rung und untergräbt die Entwicklung von Klassenbewusst-
sein. Sie kann von den Bürgerlichen missbraucht werden, 
um vom Kapitalismus als der eigentlichen Ursache von 
Unterdrückung und Diskriminierung abzulenken und 
sich selbst als Vertreter*innen bestimmter Identitäten zu 
präsentieren. 

Stattdessen müssen die Kämpfe unterschiedlicher unter-
drückter Bevölkerungsteile in einem gemeinsamen Kampf 
gegen den Kapitalismus zusammen geführt werden. 

Marxistische Organisation nötig
Der Aufbau von Gewerkschaften und einer breiten Ar-

beiter*innenpartei mit einem sozialistischen Programm 
sind wichtige und notwendige Schritte, um die Arbei-
ter*innenbewegung wieder aufzubauen. Die Sol leistet 
dazu einen Beitrag. Denn nur wenn die Arbeiter*innen-
klasse durch die Erfahrung in Kämpfen und durch Selbst-
organisation wieder ein sozialistisches Klassenbewusstsein 
entwickelt, kann sie auch zur Trägerin einer sozialistischen 
Veränderung der Gesellschaft werden. Diese Kämpfe und 
Versuche, Arbeiter*innenorganisationen aufzubauen, wer-
den viele politische Fragen über Programm, Taktik und 
Strategie aufwerfen. Um diese korrekt zu beantworten und 
eine sozialistische Perspektive zu entwickeln, ist der Aufbau 
einer marxistischen Organisation notwendig, die kollektiv 
die Erfahrungen der Arbeiter*innenbewegung verarbeitet, 
daraus die richtigen Schlussfolgerungen zieht und die so-
zialistische Zielsetzung nicht aus den Augen verliert. Um 
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angesichts des kapitalistischen Weltmarkts und der Globa-
lisierung eine Lösung entwickeln zu können, ist eine inter-
nationalistische Perspektive und eine internationale Orga-
nisierung notwendig. Deshalb setzen wir uns eine doppelte 
Aufgabe: den Aufbau der Sol und des Komitees für eine 
Arbeiter*inneninternationale (englische Abkürzung CWI) 
als revolutionär-marxistischer Organisation und gleich-
zeitig den Aufbau der breiteren Arbeiter*innenbewegung 
durch die Schaffung von sozialistischem Bewusstsein, den 
Aufbau breiter Arbeiter*innenparteien und die Umwand-
lung der Gewerkschaften von sozialpartnerschaftlichen 
Organisationen in kämpferische Klassenorganisationen.

Die Geschichte der Arbeiter*innenbewegung des 20. 
Jahrhunderts, aber auch die Erfahrungen der Massenbe-
wegungen und Aufstände in Lateinamerika und der Ara-
bischen Revolution am Beginn des 21. Jahrhunderts zei-
gen, dass die Arbeiter*innenklasse spontan in der Lage ist, 
Regierungen zu stürzen und Revolutionen zu beginnen. 
Ohne eine bewusste marxistische Führung und eine in den 
Betrieben und Nachbarschaften verankerte marxistische 
Organisation, werden diese Aufstände und Revolutionen 
aber nicht abgesichert werden können und zu einer tat-
sächlichen Überwindung des Kapitalismus führen. Histo-
risch war die einzige Ausnahme die Russische Revolution 
1917, in der die demokratisch gewählten Arbeiter*innen- 
und Soldatenräte die Macht ergreifen konnten, weil an 
ihrer Spitze mit den Bolschewiki eine erfahrene und gut 
organisierte Partei stand, die die Kräfte in einer erfolgrei-
chen Strategie und Taktik bündeln konnte. In unzähligen 
anderen Fällen – von der deutschen Revolution 1918/19 
über die nicaraguanische Revolution 1979 und den Auf-
ständen in Tunesien und Ägypten 2011 bis hin zu den 
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Massenbewegungen in Chile, Sri Lanka, Iran in den letzten 
Jahren – scheiterten Massenaufstände und revolutionäre 
Situationen an dem Fehlen einer solchen marxistischen 
Organisation. Deshalb ist es das Ziel der Sol und des CWI, 
starke marxistische Massenorganisationen aufzubauen, die 
in der Lage sein werden, Geburtshelferinnen der sozialisti-
schen Veränderung der Gesellschaft und der Machterobe-
rung durch die arbeitende Bevölkerung zu sein. 



Internationale Solidarität: Die Sektionen des CWI unterstützen sich gegenseitig, 
hier auf einer Demonstration in Frankreich.



Sol und CWI 
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Die Sol ist eine aktive, kämpferische und marxistische 
Organisation. Mit unserer Monatszeitung „Solidarität“, 
unserer Webseite „solidaritaet.info“, unserem halbjährlich 
erscheinenden Magazin „sozialismus heute“, mit unseren 
im Manifest-Verlag erscheinenden Büchern und Broschü-
ren und mit Flugblättern, Veranstaltungen und Plakaten 
verbreiten wir sozialistische Ideen. Wir beteiligen uns aber 
auch aktiv am Aufbau der Arbeiter*innenbewegung in den 
Gewerkschaften und der Partei Die Linke, von Jugendpro-
testen, an Mieter*innenbewegungen, antifaschistischem 
Widerstand und anderen sozialen Bewegungen.

Trotz der Tatsache, dass wir noch eine kleine Organisa-
tion sind, können wir auf viele wichtige und erfolgreiche 
Kampagnen und Aktivitäten zurück blicken. 

Das vor 2019 allerdings unter anderen Namen – bis 
1995 als VORAN-Gruppe und von 1995 bis 2019 als So-
zialistische Alternative (SAV). 2019 gab es in der SAV und 
unserer internationalen Organisation Komitee für eine 
Arbeiter*innen internationale (CWI) eine Spaltung, in der 
wir die Traditionen der SAV und des CWI gegen damalige 
Genoss*innen verteidigen mussten, die wichtige Grund-
sätze über Bord geworfen hatten. Dabei ging es vor allem 
darum den schädlichen Ideen der Identitätspolitik nicht 
nachzugeben, die zentrale Rolle der Arbeiter*innenklasse 
und die Bedeutung der Arbeit in Gewerkschaften zu ver-
teidigen, die Anwendung eines sozialistischen Übergangs-
programms in Massenbewegungen aufrechtzuerhalten 
und demokratische Strukturen innerhalb der Organisation 
zu verteidigen. 

Hier ein paar Beispiele für unsere vielfältigen Aktivitä-
ten in den letzten zwanzig Jahren:

Im Jahr 2003 haben unsere Mitglieder die Initiative 
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zur Bildung von „Jugend gegen Krieg“-Gruppen in ganz 
Deutschland ergriffen. Diese haben nach Beginn des 
Kriegs gegen den Irak Schülerstreiks organisiert, an denen 
sich über 200.000 Schülerinnen und Schüler beteiligt ha-
ben. Wir haben in diesen JgK-Gruppen erreicht, dass nicht 
nur der Angriff der USA-geführten Allianz gegen den 
Irak verurteilt wurde, sondern auch die imperialistische 
Außenpolitik Deutschlands kritisiert und der Abzug deut-
scher Soldaten aus dem Ausland gefordert wurde.

Im Sommer 2003 ergriffen wir die Initiative zu einer 
bundesweiten Aktionskonferenz mit dem Ziel, eine Groß-
demonstration gegen die von der Schröder-Regierung 
beschlossene Agenda 2010 durchzuführen. Trotz eines 
Boykotts der Gewerkschaftsführungen nahmen am 1. No-
vember 2003 100.000 Menschen, darunter viele Basisge-
werkschafter*innen, an dieser Demonstration teil, die der 
Auftakt von vielen Streiks und Massendemos gegen Agen-
da 2010 und Hartz IV war.

Im Jahr 2008 ergriffen unsere jungen Genoss*innen die 
Initiative für bundesweite Schüler*innenstreiks für kleine-
re Klassen, mehr Lehrer*innen und gegen das Turboabitur. 
Das war eine Initialzündung für die später entstehende Bil-
dungsstreik-Bewegung. 

Wir waren von Anfang an (2004) Teil der WASG, weil 
wir die Idee einer breiten und kämpferischen politischen 
Interessenvertretung für Lohnabhängige und Erwerbslose 
unterstützten. Das CWI hatte schon seit einigen Jahren die 
Idee einer neuen Arbeiter*innenpartei verbreitet. In der 
WASG sind wir für eine kämpferische Praxis, demokrati-
sche Strukturen und eine sozialistische Politik eingetreten. 
Wir haben die Fusion mit der PDS zur Partei DIE LINKE 
nicht unterstützt, weil damit eine politische Anpassung der 
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WASG an die damalige Regierungspolitik der PDS im Ber-
liner Senat vollzogen wurde. In Berlin waren wir ein maß-
geblicher Bestandteil des WASG-Landesverbandes, der im 
September 2006 eigenständig zu den Berliner Abgeordne-
tenhauswahlen kandidierte und 50.000 Stimmen erzielte. 
Spitzenkandidatin der WASG war unsere damalige Genos-
sin Lucy Redler.

 Die Sol setzt ihren Schwerpunkt auf außerparlamenta-
rische Aktivitäten, denn wir wissen, dass die Gesellschaft 
nicht durch die Parlamente, sondern durch Bewegungen 
in den Betrieben und auf der Straße verändert wird. Aber 
wir sind für die Beteiligung linker Parteien an Wahlen, 
um eine Alternative zum Einheitsbrei der bürgerlichen 
Parteien anzubieten und sozialistische Ideen zu verbrei-
ten. In Stuttgart kandidierte unsere Genossin Ursel Beck 
zum Beispiel wiederholt für Die Linke zum Gemeinderat. 
In Lemgo war unser Genosse Frank Redelberger Stadtrat 
für Die Linke. Er nahm keine mit seinem Mandat in Ver-
bindung stehenden Privilegien an. Alles Geld (Sitzungs-
gelder, Aufwandsentschädigungen etc.), was über die mit 
dem Mandat entstehenden Kosten hinaus geht, wurde in 
die politische Arbeit gesteckt. 

Die Sol ist an unzähligen lokalen Kampagnen und Kämp-
fen beteiligt. In Dresden haben unsere Mitglieder eine 
wichtige Rolle bei der Verhinderung von Privatisierungen 
und Kürzungen bei Krankenhäusern und im Kampf gegen 
kommunale Kürzungen gespielt. Im Lemgo haben wir eine 
Kampagne gegen die Schließung von Krankenhausabtei-
lungen geführt. In Stuttgart haben wir eine wichtige Rolle 
in der Bewegung gegen Stuttgart 21 gespielt und sind in 
Mieter*inneninitiativen aktiv. In Rostock erreichten wir 
die Einführung eines Sozialtickets für Hartz IV-Empfän-
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ger*innen im öffentlichen Nahverkehr.  In Dortmund sind 
wir wichtiger Bestandteil des antifaschistischen Wider-
stands gegen die dortige Nazi-Szene und haben verschie-
dene Blockadeaktionen gegen Nazi-Aufmärsche mitorga-
nisiert. In Berlin haben wir in der Vergangenheit an der 
Charité einen entscheidenden Beitrag zum Aufbau einer 
kämpferischen Betriebsgruppe und den Erfolgen bei den 
Streiks 2011 und 2015 geleistet und haben die Streiks der 
Krankenhausbewegung seitdem aktiv unterstützt.

Sol-Mitglieder sind in Betrieben und Gewerkschaften 
als Betriebs- und Personalräte, Vertrauensleute und Ju-
gend- und Auszubildendenvertreter*innen aktiv, bauen 
gewerkschaftliche Betriebsgruppen mit auf und setzen sich 
für kämpferische und demokratische Gewerkschaften ein. 
Wir haben gemeinsam mit anderen die Vernetzung für 
kämpferische Gewerkschaften (VKG) gegründet und sind 
im Netzwerk für eine demokratische und kämpferische 
ver.di und weiteren Vernetzungen von Gewerkschafter*in-
nen aktiv. 

Wir beteiligen uns an breiten Bündnissen zum Aufbau 
von Widerstand und sozialen Bewegungen - Mieter*in-
neninitiativen, antirassistischen Bündnissen, Aktions-
gruppen gegen Prestigeprojekte und sind in der Palästina-
Solidaritätsbewegung aktiv. In solchen Gruppen setzen wir 
uns für demokratische und offene Strukturen ein. Die Sol 
ist für eine größtmögliche Aktionseinheit und Zusammen-
arbeit linker und gewerkschaftlicher Kräfte. 

Als Internationalist*innen organisieren wir Solidarität 
mit Gewerkschafter*innen und Sozialist*innen in vielen 
Ländern und setzen uns für eine internationale Koordinie-
rung von Kämpfen und Kampagnen ein. 

Die Ortsgruppen der Sol organisieren auch Bildungs-
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arbeit über politische Referate und Diskussionen auf den 
wöchentlichen Sitzungen und zusätzlich stattfindenden 
Schulungstreffen und Seminaren. Das ist uns besonders 
wichtig, denn nur eine politisch gebildete Mitgliedschaft 
kann ein demokratisches Funktionieren einer Organisati-
on gewährleisten. Und nur politisch geschulte Aktivist*in-
nen werden in Kämpfen und Bewegungen die richtigen In-
itiativen ergreifen können. Nicht zuletzt deshalb haben wir 
2017 den Manifest-Verlag gegründet, der einen wichtigen 
Beitrag bei der Verbreitung marxistischer Literatur spielt. 

Die Sol ist eine aktive und demokratische Organisation. 
Unsere Ortsgruppen treffen sich auf wöchentlicher Basis 
und diskutieren und entscheiden die Aktivitäten vor Ort. 
Alle Mitglieder in Ortsgruppen-, Stadt- oder Bundesvor-
ständen sind jederzeit wähl- und abwählbar und der Basis 
gegenüber rechenschaftspflichtig. Hauptamtliche Mitar-
beiter*innen der Sol und Abgeordnete dürfen nicht mehr 
verdienen als einen durchschnittlichen Arbeiter*innen-
lohn und keine Privilegien annehmen. 

Ohne Geld ist politische Aktivität und der Aufbau einer 
Organisation nicht denkbar. Die Sol legt großen Wert auf 
einen ernsthaften und demokratischen Umgang mit ihren 
Finanzen. Wir erhalten keine Spenden von reichen Gön-
ner*innen oder Konzernen und begeben uns nicht in eine 
Abhängigkeit von staatlichen Zuwendungen, sondern fi-
nanzieren uns durch Beiträge und Spenden durch unsere 
Mitglieder und Unterstützer*innen und durch den Verkauf 
von politischem Material. Jeder Cent fließt in die politi-
schen Arbeit und die Verwendung wird demokratisch dis-
kutiert und entschieden. 

Mindestens alle zwei Jahre findet eine Bundeskonferenz 
statt, die die bundesweite Politik und Aktivitäten diskutiert 
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und entscheidet und einen Bundesvorstand wählt.
Und es gilt: Demokratisch gefällte Beschlüsse werden 

gemeinsam umgesetzt. So wie bei einem Streik Mehrheits-
entscheidungen für die Kolleg*innen bindend sind, sind 
auch in der Sol Mehrheitsentscheidungen für die politi-
schen Aktivitäten aller Mitglieder und Ortsgruppen bin-
dend. Dies ermöglicht es auch eine gemeinsame Bilanz sol-
cher Entscheidungen zu ziehen und gegebenenfalls Fehler 
zu korrigieren. 

Eine Internationale aufbauen
Als Teil des Komitees für eine Arbeiter*inneninterna-

tionale (CWI) entsendet die Sol auch Delegierte zu den 
regelmäßig stattfindenden Weltkongressen und hat Vertre-
ter*innen im Internationalen Vorstand des CWI. Das CWI 
versteht sich als eine internationale sozialistische Organi-
sation, hat demokratisch gewählte Strukturen und es gibt 
einen regen Austausch zwischen den verschiedenen natio-
nalen Sektionen und zum Internationalen Büro in London.

Das CWI hat im Jahr 2026 Sektionen und Unterstüt-
zer*innen in 23 Ländern auf allen Kontinenten. Die größte 
Sektion des CWI gibt es in England und Wales. Hier war 
das CWI in den 70er und 80er Jahren als Militant-Strö-
mung innerhalb der Labour Party bekannt, als diese noch 
eine aktive Massenbasis in der britischen Arbeiter*innen-
klasse hatte. Von 1983 bis 1987 führten Militant-Mitglie-
der die Labour Party in Liverpool, die dort eine Mehrheit 
im Stadtrat erzielte. Dort setzten sie eine sozialistische 
Kommunalpolitik um, die sich den Kürzungsvorgaben der 
Zentralregierung widersetzte und eine Politik im Interes-
se der arbeitenden Bevölkerung durchsetzte. Es wurden 
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Wohnungen gebaut, die Arbeitszeit für die städtischen Be-
schäftigten reduziert, neue Arbeitsplätze geschaffen und 
die Schulen besser ausgestattet. Dies, obwohl die finan-
zielle Situation der Stadt eigentlich keine Verbesserungen 
dieser Art zugelassen hätte. Die sozialistische Mehrheit im 
Stadtrat handelte aber nach dem Prinzip »Besser das Ge-
setz brechen, als den Armen das Rückgrat« (better to break 
the law than the poor), weigerte sich Kürzungshaushalte 
zu verabschieden und mobilisierte die Arbeiter*innenklas-
se der Stadt im Kampf, diese Gelder von der Zentralregie-
rung zu erhalten. Es gab mehrere Massendemonstrationen 
und einen Massenstreik zur Unterstützung dieser Politik. 
Der sozialistische Stadtrat konnte von der damaligen Pre-
mierministerin Thatcher nur durch eine Amtsenthebung 
gestoppt werden. 

Zu Beginn der 1990er Jahre führte Militant in Groß-
britannien die Kampagne gegen die ungerechte Poll Tax 
(kommunale Kopfsteuer). Am Zahlungsboykott beteilig-
ten sich bis zu 18 Millionen Menschen. Das führte nicht 
nur zur Rücknahme der Poll Tax, sondern auch zum Sturz 
der damaligen Ministerpräsidentin Margaret Thatcher. 
Heute heißt die Militant-Strömung Socialist Party (SP) 
und hat unter anderem eine starke Verankerung in den 
Gewerkschaften mit vielen SP-Mitgliedern, die in nationa-
le Gewerkschaftsvorstände gewählt wurden und beteiligt 
sich an der Trade Unionist and Socialist Coalition (TUSC), 
einem Bündnis, das einen Beitrag zum Aufbau einer neuen 
Arbeiter*innenpartei leisten will. 

In Nordirland wurde die CWI-Genossin Carmel Gates 
zur Generalsekreträin der größten Gewerkschaft NIPSA 
gewählt, in der CWI-Mitglieder seit Jahren wichtigen Ein-
fluss ausüben konnten und erreicht haben, dass sich die 
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Gewerkschaft für eine demokratische Planwirtschaft und 
gegen Kapitalismus ausspricht. 

In Sri Lanka hat die United Socialist Party (USP) eine 
lange Geschichte des Kampfes gegen die rassistische Dis-
kriminierung der tamilischen und muslimischen Be-
völkerungsteile und gegen den Bürgerkrieg. Sie hat die 
internationale „Tamil Solidarity“-Kampagne gestartet. Im 
Massenaufstand im Jahr 2022 haben USP-Mitglieder in der 
Führung der Bewegung mitgewirkt und zusammen mit 
Gewerkschaften und Jugendorganisationen Kampagnen 
gegen die staatliche Repression der Proteste durchgeführt. 

Es gibt viele weitere Beispiele für die praktische Arbeit 
der CWI-Sektionen im Kampf gegen Ausbeutung und 
Unterdrückung. Ob die Kampagne gegen Wahlbetrug in 
Nigeria, die Unterstützung der Bergarbeiterstreiks in Süd-
afrika, der Aufbau von Gewerkschaften in Malaysia oder 
die Organisierung von Arbeiter*innen-Hilfsprojekten 
nach der großen Überflutung in Pakistan. Gleichzeitig be-
treibt das CWI mit der Webseite www.socialistworld.net 
eine attraktive und lebendige internationale sozialistische 
Webseite mit vielen Berichten und Analysen aus der gan-
zen Welt. Das CWI ist eine Weltorganisation für den inter-
nationalen Sozialismus.

Mitmachen – wie und was?
Wenn Dir die in diesem Buch dargestellten Ideen gefal-

len, solltest Du nicht zögern und Dich der Sol anschlie-
ßen. Mitglied werden kann jeder und jede, der/die unser 
Programm aktiv unterstützt und einen monatlichen Mit-
gliedsbeitrag bezahlt. Es gibt sicher auch für Dich eine oder 
mehrere Möglichkeiten der Aktivität: in der linksjugend 
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[´solid], in der Gewerkschaft, bei antirassistischen Aktivi-
täten, in der Mieter*innen- oder Klimabewegung, in der 
Partei Die Linke, auf Demonstrationen, durch die Verbrei-
tung von Flugblättern, der Zeitung und des Magazins der 
Sol, durch das Schreiben von Artikeln oder der Organisie-
rung von Protestaktionen vor Ort. Wenn Du in einer der 
Städte mit einer Sol-Ortsgruppe oder der weiteren Städte 
Sol-Mitgliedern lebst, kannst Du Dich diesen anschließen. 
Wenn nicht, helfen wir Dir dabei, eine Sol-Gruppe in dei-
ner Stadt ins Leben zu rufen.
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Unsere Forderungen
Arbeit und Soziales

	� Automatische Anpassung von Löhnen, Renten, So-
zialleistungen etc. an die Inflation

	� Gegen ALLE Formen von Kürzungen und Stellen-
abbau

	� Für eine drastische Erhöhung des Mindestlohns 
– dieser muss schnellstmöglich auf 21 Euro erhöht 
werden, um zu einer armutsfesten Rente bei 45 Bei-
tragsjahren zu führen. 

	� Rücknahme der Agenda 2010. Statt „Bürgergeld“ 
bzw. „sozialer Grundsicherung“ soziale Mindest-
sicherung und Mindestrente von 1000 Euro plus 
Warmmiete für jede*n Erwachsenen und 800 Euro 
pro Kind – ohne Bedürftigkeitsprüfung und Schika-
nen

	� Radikale Arbeitszeitverkürzung zur Schaffung von 
sinnvollen Arbeitsplätzen für alle. 30-Stunden-Wo-
che bei vollem Lohn- und Personalausgleich

	� Nein zu jeder Form von Privatisierungen, Rückfüh-
rung privatisierter und outgesourcter Bereiche in öf-
fentliches Eigentum unter demokratischer Kontrolle 
und Verwaltung

	� Nein zu ungesicherten und prekären Arbeitsverhält-
nissen, Verbot von Leiharbeit und Missbrauch von 
Werkverträgen – ein Betrieb, eine Belegschaft.

	� Gegen sachgrundlose Befristungen, nein zu Ketten-
befristungen.

	� Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit – in Ost und 
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West, für Frauen und Männer
	� Rücknahme der Rentenkürzungen: Für eine steuer- 
und abgabenfreie gesetzliche Rente von 70 Prozent 
des Nettolohns.

	� Nein zur Rente ab 67 – Renteneinstiegsalter auf 60 
Jahre senken!

	� Höherwertung niedriger Einkommen bei der Ren-
tenberechnung

	� Höhere Rentenansprüche für Kindererziehung und 
Pflege und eine Ausweitung der Anrechnung von Er-
ziehungszeiten

	� Nein zur Privatrente – Altersvorsorge raus aus Un-
ternehmerhand

	� Öffentliches Investitionsprogramm in den Bereichen 
Soziales, Bildung, Gesundheit und Umwelt zur Schaf-
fung sicherer und tarifgebundener Arbeitsplätze – fi-
nanziert durch die Profite der Banken und Konzerne

	� Für ein öffentliches Gesundheits- und Bildungswe-
sen ohne Zuzahlungen und Gebühren

	� Für eine Vermögenssteuer von zehn Prozent ab einer 
Million Euro Vermögen, ein stark progressives Steu-
ersystem und drastisch höhere Steuern auf Unter-
nehmensprofite und Erbschaften. Für eine einmalige 
Abgabe von 30 Prozent auf das Geldvermögen von 
Millionär*innen und Milliardär*innen.

Umwelt und Mobilität

	� Abschaltung aller Kohlekraftwerke schneller als ge-
plant und in wenigen Jahren bei voller Lohn- und 
Beschäftigungsgarantie für die Beschäftigten. Sofor-
tige Einstellung des Braunkohleabbaus.



89

Unsere Forderungen

	� Die Kosten des Klimawandels nicht auf die arbeiten-
de Bevölkerung abladen – Statt CO2-Steuer: Umstel-
lung der Energieversorgung auf erneuerbare Ener-
gien finanziert durch die Gewinne und Vermögen 
der Energiewirtschaft

	� 9-Euro-Ticket im Regionalverkehr wieder einfüh-
ren! Kostenloser Öffentlicher Nahverkehr; drastische 
Preisreduzierungen beim Fernverkehr der Bahn – fi-
nanziert durch die Profite der Banken und Konzerne

	� Nein zur Bahnprivatisierung
	� Alle Bahnbetriebe müssen zu einem Betrieb zusam-
mengeführt werden. Die Verwaltung und Kontrolle 
der Bahn muss von einem demokratisch gewählten 
und jederzeit abwählbaren Gremium aus Beleg-
schaftsvertretern, Gewerkschaften und Bahnnutzern 
unter Einbeziehung von Umwelt- und Verkehrsini-
tiativen übernommen werden.

	� Massive staatliche Ausgaben für den Ausbau der 
Schieneninfrastruktur, eine moderne komfortable 
Züge, Wartung und Personalaufbau.

	� Güterverkehr reduzieren und Verlagerung auf die 
Schiene

	� Enteignung der Energiekonzerne bei demokratischer 
Kontrolle und Verwaltung durch die arbeitende Be-
völkerung

Wohnen

	� Reduzierung der Mieten durch Einführung einer re-
glementierten und kontrollierten Kostenmiete

	� Für ein Sofortprogramm von vierzig Milliarden Euro 
für den Bau von 250.000 kommunalen Wohnungen 
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mit maximal fünf Euro/m² Kaltmiete
	� Berücksichtigung der Barrierefreiheit bei der Schaf-
fung von Wohnraum. Massiver Ausbau des Angebots 
von guten Pflegeeinrichtungen, Mehrfamilienhäu-
sern und altersgerechten Wohngemeinschaften

	� Schluss mit der Privatisierung von Wohnraum und 
öffentlichen Grundstücken

	� Beschlagnahmung leerstehenden Wohnraums
	� Enteignung der großen Immobilienkonzerne, Ent-
schädigung für Kleinaktionär*innen und für alle an-
deren nur nach erwiesener Bedürftigkeit.

Jugend & Bildung

	� Freier Zugang zur Bildung! Gebührenfreie Kitas, 
Unis und Volkshochschulen!

	� Für eine kostenlose und ganztägige Kinderbetreuung 
	� Verkleinerung der Schulklassen auf maximal 15 
Schüler*innen und Einstellung der dazu nötigen 
Lehrkräfte

	� Einführung von bedarfsgerechten Gemeinschafts-
schule als Regelschule

	� Schluss mit Schul- und Universitätsprivatisierungen 
– Unternehmen raus aus den Bildungseinrichtungen

	� Einen garantierten, wohnortnahen Ausbildungsplatz 
– einen garantierten Studienplatz im Wunschfach

	� Betriebe müssen im Umfang vom zehn Prozent der 
Arbeitsplätze Ausbildungsplätze anbieten. Unter-
nehmen, die das nicht umsetzen, müssen 25.000 
Euro pro fehlendem Azubi-Platz und Jahr als Abga-
be zahlen. Von diesem Geld sollen Ausbildungsplät-
ze durch den Staat geschaffen werden. Garantierte 
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Übernahme im erlernten Beruf.
	� Drastische Erhöhung der Auszubildendenvergütun-
gen mindestens auf das Niveau des gesetzlichen Min-
destlohns

	� Statt Bafög für wenige: Einführung einer elternun-
abhängigen Grundsicherung für Schüler*innen und 
Studierende ab 16 Jahren von 800 Euro plus Warm-
miete

	� Verwaltung von Schulen und Hochschulen sowie 
Gestaltung der Lehrinhalte durch demokratisch ge-
wählte Komitees von Schüler*innen, Studierenden, 
Lehrenden, Gewerkschaftsvertreter*innen und El-
tern

Gesundheit

	� Sofortige und nachhaltige Verbesserung der Arbeits-
bedingungen in den Krankenhäusern durch die 
Schaffung von mindestens den fehlenden 200.000 
Stellen bundesweit und ein massives staatliches Pro-
gramm zur Sanierung von Krankenhäusern. Deutli-
che Lohnerhöhungen für Krankenpfleger*innen!

	� Für eine bedarfsgerechte gesetzliche Personalbe-
messsung in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtun-
gen.

	� Schluss mit Lohndumping in der Altenpflege, dras-
tische Erhöhung der Mindestlöhne und Kampf für 
einen allgemeinverbindlichen Tarifvertrag

	� Wettbewerbs- und Profitprinzip haben in Kranken-
häusern und im Gesundheitswesen nichts zu suchen. 
Weg mit den Fallpauschalen. Rücknahme aller Medi-
kamentenzuzahlungen – alle nötigen medizinischen 
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und gesundheitsfördernden Maßnahmen müssen 
von den Krankenkassen übernommen werden.

	� Für den Aufbau kommunaler Gesundheitszentren in 
Städten und im ländlichen Raum

	� Für die Zusammenführung aller Krankenkassen 
(auch aller Privatversicherungen) zu einer einzigen 
öffentlichen Krankenkasse bei Arbeitsplatzgarantie 
für alle Beschäftigten. Das wäre ein erster Schritt 
zur Umwandlung des Gesundheitswesens zu einem 
kostenlosen, staatlichen, also steuerfinanzierten, Ge-
sundheitswesen.

	� Keine Privatisierung. Rekommunalisierung priva-
tisierter Krankenhäuser und Wiedereingliederung 
ausgegliederter Betriebsteile. Überführung privater 
Klinik-, Pflege- und Pharmakonzerne in öffentliches 
Eigentum unter demokratischer Kontrolle und Ver-
waltung der Beschäftigten und Patient*innen.

Rüstung und Krieg

	� Nein zum Fünf-Prozent-Ziel der NATO für Rüs-
tungsausgaben. Nein zu sogenannten Sonderver-
mögen für die Bundeswehr, Aufrüstung und Mi-
litarisierung der Gesellschaft. Stattdessen radikale 
Abrüstung und staatliche Ausgaben für Soziales, Bil-
dung, Gesundheit und Klimaschutz.

	� Nein zur verpflichtenden Musterung, dem neuen 
Wehrdienstgesetz und zur Wiedereinführung der 
Wehrpflicht und anderer Zwangsdienste.

	� Bundeswehr raus aus den Schulen, Unis, Jobcentern 
und Messen. Rekrutierungsverbot für Minderjähri-
ge. Werbeverbot für die Bundeswehr.
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	� Sofortiges Verbot von Rüstungsexporten, Verstaat-
lichung der Rüstungsindustrie und Umstellung auf 
zivile Produktion

	� Schluss mit imperialistischen Kriegen und Besat-
zung; Nein zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr

	� Deutschland raus aus der NATO!

Demokratische Rechte & 
Rassismus

	� Gleiche Rechte für Alle, die ihren Lebensmittelpunkt 
in Deutschland haben – gegen jede Form von Dis-
kriminierung auf Grund von Nationalität, Hautfar-
be, Religion, Geschlecht, Behinderung oder sexueller 
Orientierung

	� Mobilisierungen und Blockaden gegen Aufmärsche 
von Nazis und Rechtspopulisten durch Die Linke, 
Gewerkschaften, antirassistische Organisationen, 
Migrant*innenverbänden und die lokale arbeitende 
Bevölkerung

	� Wiederherstellung und deutliche Ausweitung des 
Asylrechts und Bleiberecht für Alle. Keine Abschie-
bungen.

	� Rücknahme der diversen „Anti-Terror“- und Polizei-
aufgaben-Gesetze. Auflösung von Polizei-Sonderein-
heiten. Demokratische Kontrolle der Polizei durch 
aus der arbeitenden Bevölkerung und Gewerkschaf-
ten gewählte Komitees.

	� Wähl- und Abwählbarkeit von Richter*innen und 
Staatsanwält*innen

	� Nein zum Einsatz der Bundeswehr im Inneren
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Frauen & 
Geschlechtergerechtigkeit

	� Für gemeinsamen Kampf von Lohnabhängigen aller 
Geschlechter gegen jede Form geschlechtsspezifi-
scher Benachteiligung

	� Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit – deutliche 
Lohnerhöhungen in frauendominierten Berufszwei-
gen

	� Weg mit den Abtreibungsparagraphen 218 und 219; 
kostenlose Verhütungs – und Hygienemittel, volle 
Kostenübernahme bei Abtreibungen durch die Kran-
kenkassen

	� Kampf gegen diskriminierende Frauen- und 
LGBTIQ+-Bilder in Werbung und Medien

	� Sofortiger und kostenfreier Zugang zu Schutz und 
Hilfe – Bereitstellung einer ausreichenden Zahl staat-
licher Notfallunterkünfte – flächendeckendes Ange-
bot staatlich finanzierter selbstverwalteter Frauen- 
und LGBTIQ+-Häuser

	� Schluss mit der Diskriminierung von LGBTIQ+-Per-
sonen – für das Recht auf eine freie Identitätswahl

Arbeiter*innenpartei und Die 
Linke

	� Für einen radikalen Kurswechsel der Partei Die Lin-
ke hin zu kämpferischer und sozialistischer Politik, 
um einen Beitrag zur Schaffung einer sozialistischen 
Arbeiter*innenpartei zu leisten.

	� Für eine Schwerpunktsetzung der Aktivitäten der 
Partei Die Linke auf Proteste und Widerstand auf 
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der Straße, in Betrieben, Schulen, Hochschulen und 
Nachbarschaften – Parlamentsarbeit nicht als Selbst-
zweck, sondern als Mittel zur Unterstützung der 
Gegenwehr

	� Keine Beteiligung der Partei Die Linke an pro-kapi-
talistischen Regierungen mit den Sozialabbau-Par-
teien, egal ob als Koalition oder Tolerierung; Ab-
stimmungsverhalten im Parlament nach Sachlage 
von Fall zu Fall und niemals für Verschlechterungen 
für die Arbeiter*innenklasse

	� Vorrang der Partei über die Fraktionen: verpflichten-
de Teilnahme von Abgeordneten an Gremiensitzun-
gen der Partei, wenn dies gefordert wird; Fraktionen 
müssen Programm und Beschlüsse der Partei um-
setzen

	� Für jederzeitige Wähl- und Abwählbarkeit von Funk-
tionsträger*innen

	� Politische Hauptamtliche und Mandatsträger*innen 
dürfen nicht mehr verdienen, als einen durchschnitt-
lichen Tariflohn; darüber hinausgehende Diäten 
müssen an die Partei und soziale Bewegungen abge-
geben werden

Gewerkschaften

	� Nein zu Co-Management und Verzichtslogik – Für 
kämpferische und demokratische Gewerkschaften

	� Für ein Ende der politischen Unterstützung der SPD 
durch die Gewerkschaften.

	� Für den vollen Einsatz der gewerkschaftlichen 
Kampfkraft bis hin zu politischen Streiks und Gene-
ralstreiks.
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	� Für jederzeitige Wähl- und Abwählbarkeit von Funk-
tionsträger*innen

	� Hauptamtliche dürfen nicht mehr verdienen als ei-
nen durchschnittlichen Tarifarbeiter*innenlohn

	� Für den Aufbau von Zusammenschlüssen kämpferi-
scher und kritischer Gewerkschaftsaktivist*innen auf 
allen Ebenen der Gewerkschaften, angefangen an der 
Basis, mit dem Ziel eine innergewerkschaftliche Op-
position aufzubauen

Kapitalismus abschaffen

	� Überführung der Banken und Konzerne in öffent-
liches Eigentum bei demokratischer Kontrolle und 
Verwaltung durch die arbeitende Bevölkerung. Ent-
schädigung nur für Kleinaktionär*innen bzw. bei er-
wiesener Bedürftigkeit.

	� Durchschnittlicher Tariflohn und jederzeitige Wähl- 
und Abwählbarkeit für alle Personen in Leitungs-
funktionen in Staat und Wirtschaft

	� Statt Konkurrenz und Produktion für den Profit – 
demokratische und nachhaltige gesamtgesellschaft-
liche Wirtschaftsplanung entsprechend der Bedürf-
nisse von Mensch und Umwelt

	� Opposition gegen und Ausstieg aus IWF, Weltbank 
und andere imperialistische Institutionen

	� Nein zur EU der Banken und Konzerne – für ein so-
zialistisches Europa der arbeitenden Bevölkerung

	� Für sozialistische Demokratie weltweit
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